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Bund 2015/14 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Der Rechnungshof erstattet dem Nationalrat gemäß Art. 126d Abs. I 
Bundes-Verfassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrneh­
mungen, die er bei mehreren Gebarungsüberprüfungen getrofTen hat. 

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der 
zweiten Stelle der Textzahl), deren Beurteilung durch den Rechnungs­
hof (Kennzeichnung mit 2), die Stellullgllal""e der iiberpriijlell teile 

(Kenllzeiclrllullg IIIil J und im Kur ivdntck) sowie die allnillige Gegen­
äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge­
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls 
kaufmännische Auf- und Abrundungen. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen-, Berufs- und 
Funktionsbezeichnungen darauf verzichtet, jeweils die weibliche und 
die männliche Form zu nennen. Neutrale oder männliche Bezeich­
nungen beziehen somit beide Geschlechter ein. 

Der vorliegende Bericht des ReChnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes _http://www.rechnungshof.gv.al" ver­
fügbar. 
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Abkürzungsverzeichnis 

ABI. 
Abs. 
AEUV 
AMA 
AMS 
An. 

BaSAG 
BGBI. 
BHG 
BKA 
BMASK 

BMBF 

Amtsblau 
Absatz 
Venrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
Agramlarkt Austria 
Arbeitsmarktservice Österreich 
Anikel 

Bundesgesetz über die Sanierung und Abwicklung von Banken 
Bunde gesetzblatt 
Bundeshaushallsgesetz 
Bundeskanzleramt 
Bundesministerium ftir Arbeit. Soziales und 
Konsumentenschutz 
Bundesministerium ftir Bildung und Frauen 

BMF Bundesministerium ftir Finanzen 
BMLFUW Bunde ministerium ftir Land- und Forstwinschaft. Umwelt 

und Wa erwinschaft 
BMUKK 
BMVIT 
BMWFW 
BNE 
BRA 
B-VG 
bzw. 

DGS 
d.h. 

EBA 
EFRE 
EFSF 
EFSI 
EFSM 
EG 
EGF 
EGFL 

Bundesministerium ftir Unterricht. Kunst und Kultur 
Bundesministerium ftir Verkehr. Innovation und Technologie 
Bundesministerium für Wissenschaft. Forschung und Winschaft 
Bruttonationaleinkommen 
Bundesrechnungsabschluss 
Bundes-Verfassungsgesetz 
beziehungsweise 

Deposit Guarantee Schemes = Einlagensicherungssysteme 
das heißt 

Europäi che Bankenaufsichtsbehörde 
Europäischer Fonds ftir regionale Entwicklung 
Eu ropä ische F i na nzsta bi lisie ru ngs f azi I i tä t 
Europäischer Fonds ftir strategische Investitionen 
Europäischer Finanzstabilisierungsmechanismus 
Europäische Gemeinschaft 
Europäischer Fonds für die Anpassung an die Globalisierung 
Europäischer Garantiefonds für die Landwinschaft 

EIß Europäische InvesLiLionsbank 
EK Europäische Kommission 
ELER Europäischer Landwinschaft fonds ftir die Entwicklung des 

ländlichen Raums 
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EMFF 
ESF 
ESI-Fonds 
ESM 
ETZ 
EU 
EU-HHO 
EUR 
EUSF 
EZB 

r. I Fr. 
FAG 

GAP 
gem. 

I IV 
IWB 
IWF 

KF 
KMU 

max. 
MFR 
Mio. 
Mrd. 
MwSt 

Nr. 

OP 
ÖPUL 

ORKB 

p.a. 

rd. 
RH 
RP7 

Europäischer Meeres- und Fischereifonds 
Europäischer Sozialfonds 
Europäischer Struktur- und Inveslitionsfonds 
Europäischer Stabilitätsmechanismus 
Europäische Territoria le Zusammenarbeit 
Europäische Union 
EU-Haushaltsordnung 
Euro 
Europäischer Solidaritätsfonds 
Europäische Zentralbank 

folgende 
Finanzausgleichsgesetz 

Gemeinsame Agrarpolitik 
gemäß 

Interinstitutionelle Vereinbarung 
Investition in Wachstum und Beschäftigung 
Internationaler Währungsfonds 

Kohäsionsfonds 
kleine und mittlere Unternehmen 

maximal 
Mehrjähriger Finanzrahmen 
Miliion(enl 
Miliiarde(nl 
Mehrwertsteuer 

Nummer 

Operationelies Programm 

R 

H 

Österreichisches Programm zur Förderung einer umweltge­
rechten, extensiven und den natürlichen Lebensraum schüt­
zenden Landwirtschaft 
Oberste Rechnungskontrolibehörde 

per anno 

rund 
Rechnungshof 
Siebentes Rahmenprogramm für Forschung, technologische 
Entwicklung und Demonstration 
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Bund 2 0 1 5/14 

S. Seite 
SRF Single Resolution Fund = Einheitlicher Abwicklungsfonds 
SRM Single Resolution Mcchanism = Einheitlicher Abwicklungs­

mechanismus 
SSM Single Supervisory Mechanism = Einheitlicher Aufsichtsme­

chanismus 

TEM 
TEN 
TZ 

u.a. 
UG 

vgJ. 
VQ 

WP 

Z 
z.B. 
ZVE 

traditionelle Eigenmiuel 
Transeuropäische Netze 
Textzahl(en) 

unter anderem 
Untergliederung 

vergleiche 
Verordnung 

W i nsc ha ftl ichkei tsp rü fu n g 

Ziffer 
zum Beispiel 
Zuverlässigkeitserklärung des Europäischen Rechnungshofes 
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Glossar 

Ausgleichszahlungen 

Die Rubrik 6 (Ausgleichszahlungen) des EU-Haushaltsplans enthält spezi­
fische Zahlungen an neue Mitgliedstaaten, um zu verhindern, dass der Bei­
tritt in diesen Ländern zu Liquiditätsengpässen fUhn. Ähnl iche Zahlungen 
wurden auch Österreich, Schweden und Finnland im Zeitraum 1995 bis 
1998 gewähn. 

ECOFlN-Rat 

Als ECOFlN-Rat wird der Rat .Winschaft und Finanzen· der EU bezeich­
net. Ihm gehören die Winschafts- und Finanzminister der EU-Mitglied­
staaten an. Er tagt übl icherweise einmal im Monat. 

Einnahmen 

Einnahmen ist der Oberbegriff fUr alle Quellen, aus denen der EU-Haushalt 
fmanzien wird. Der überwiegende Teil des EU-Haushalts wird mit Eigen­
mitteln fmanzien. Im Text wird der Begriff .Einnahmen· ausschließlich aus 
Sicht der EU verwendet. 

Eurogruppe 

Mitgliedstaaten, deren gemeinsame Währung der Euro ist. 

Grunbuch 

Ein Grunbuch ist ein Diskussionspapier nir eine öffentliche und wissen­
schaftliche Diskussion zu einem bestimmten Thema (meist Vorlagen für 
Verordnungen und Richtlinien), um grundlegende politische Ziele in Gang 
zu setzen. 

Bund 2015/14 
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Bund 2015/14 

Kontaktausschuss 

Der Kontaktausschuss ist ein Zusammenschluss der Präsidenten der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden der EU-Mitgliedstaaten und des Präsidenten 
des Europäischen Rechnungshores. Er tagt üblicherweise einmal im Jahr. 

Konvergenz 

Unter Konvergenz wird die Annäherung verschiedener Volkswirtscharten 
hinsichtlich ihres wirtschartlichen Enrwicklungsniveaus anhand bestimm­
ter ökonomischer Strukturmerkmale (Konvergenzkriterien) verstanden. 

Rückflüsse 

Die Rückflüsse umrassen jene Beträge, welche die EU in Form von Förder­
geldern an Österreich überweist. 

Verpnichtungen 

Bei den Mitteln für Verpnichrungen handelt es sich um rechtliche Ver­
pflichtungen (Verpnichtungsermächtigungen) zur Bereit teilung von Mitteln. 
sorern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Verpflichtungserrnächti­
gungen und Zahlungserrnächtigungen decken sich ort nicht, weil die Mit­
tel für mehljährige Programme und Projekte in der Regel mit dem Mehljäh­
rigen Finanzrahmen gebunden, jedoch erst im Laurder Jahre entsprechend 
dem Umsetzungsstand ausgezahlt werden. Da nicht alle Programme und 
Projekte abgeschlossen werden, ist der Betrag für Zahlungsermächtigungen 
niedriger als jener für Verpnichtungsermächtigungen. 

Zahlungen 

Als Zahlungen werden grundsätzlich die Zahlungen der Mitgliedstaaten an 
die EU (= Einnahmen der EU) verstanden. 
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KURZFASSUNG 

EU-Haushalt 2013 

Bund 2015/14 

Wirkungsbereich des Bundeskanzleramts 

sowie der Bundesministerien für 

Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

Finanzen 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

Verkehr, Innovation und Technologie 

EU-Finanzbericht 2013 

Österreichs Nettosaldo betrug im Jahr 201 3  1 ,329 Mrd. EUR. Öster­
reich zahlte 3 , 1 9 1  Mrd. EUR an die EU und erhielt 1 ,8&2 Mrd. EUR 
an Rückflüs en. Der durchschnitlliche jährliche Saldo in der Peri­
ode 2007 bis 20 1 3  belief sich auf 795,&7 Mio. EUR. 

Oie Ausnutzung der Agrar- und Strukturfondsmittel in Österreich in 
der Periode 2007 bis 201 3  lag mit Jahresende 201 3  im Bereich des 
ELER bei 89,S %, in den beiden Strukturfonds bei &7, 1 % (52,9 % 
im EFRE und 85,& % im ESF). Unter Nutzung des AusfInanzierungs­
zeitraums bis Ende 201 5  wird im Bereich des HER und des ESF 
von einer vollständigen Aus chöpfung der Mittel ausgegangen, die 
Österreich rur die Periode 2007 bis 201 3 zugewiesen waren. Eine 
voll tändige Au chöpfung im Bereich des EFRE ist aus Sicht des 
RH nicht realisti eh. 

Ziel des EU-Finanzberichts 201 3 ist die Erhöhung der Transparenz 
bei den Gesamtzahlungen der EU, bei der Einordnung Ö terreichs 
im EU-Haushalt flir die Perioden 2007 bis 201 3  und folgende sowie 
bei der Verwendung der EU-Mittel in Österreich. (TZ 1 )  

Einnallmen 

Die Summe aller Einnahmen betrug im Jahr 201 3 1 49,504 Mrd. EUR. 
Das war ein Anstieg von 7 , 1  % im Vergleich zum Jahr 201 2  mit 
1 39,541 Mrd. EUR. Gegenüber 2007 ( 1 1 7,5&3 Mrd. EUR) erhöhten 
ich die Einnahmen um 27,2 %. (TZ 1 2) 
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Von 2007 bis 2013 erhöhte sich der Anteil der BNE-Eigenmittel an 
den Einnahmen um 49, 1 % und lag 201 3  mit 1 10, 1 95 Mrd. EUR bei 
73,7 % der Gesamteinnahmen, während dieser Anteil im Jahr 2007 
noch 62,9 % betragen hatte. Der Anteil der MwSt-Eigenmittel belief 
sich demgegenüber im Jahr 201 3  m it 1 4,020 Mrd. EUR nur noch auf 
9,4 % der Gesamteinnahmen, nachdem er im Jahr 2007 noch 1 6,5  % 
ausgemacht hatte. Die traditionellen Eigenmittel (TEM) zeichneten 
mit 1 5, 365 Mrd. EUR im Jahr 201 3  noch für 10,3 % der Einnah­
men verantwortlich, die onstigen Einnahmen mit 8,706 Mrd. EUR 
für 5,8 % und auf den Überschuss des Vorjahres entfielen mit 
1 ,054 Mrd. EUR 0,7 %. (TZ 1 2) 

Ausgaben 

Die Au gaben betrugen im Jahr 201 3 1 48,469 Mrd. EUR 
( 1 38,683 Mrd. EUR im Jahr 2012) und liegen damit um 7, 1  % gegen­
über dem Vorjahr. Im Vergleich zum Jahr 2007 ( 1 1 3,953 Mrd. EUR) 
bedeutete dies eine Steigenlllg um 30,3 %, die besonders in der 
Rubrik I (Nachhaltiges Wachstum) zu verzeichnen war. I n  dieser 
Rubrik schlug sich ab dem Jahr 2010 die Strategie Europa 2020 
n ieder. (TZ 1 3) 

Von den Ausgaben der EU im Jahr 201 3  entfielen 

• auf die Rubrik I (Nachhaltiges Wachstum) 71 ,238 Mrd. EUR bzw. 
48,0 %; 

• auf die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung der natür­
l ichen Ressourcen) 59,524 Mrd. EUR bzw. 40,\ %; 

• auf die Rubrik 3 (Unionsbürger chaft, Freiheit, Sicherheit und 
Recht) t ,883 Mrd. EUR bzw. 1 ,3 %; 

• auf die Rubrik 4 (Die EU als globaler Akteur) 7,055 Mrd. EUR 
bzw. 4,8 %; 

• auf die Rubrik 5 (Verwaltung) 8,693 Mrd. EUR bzw. 5,9 % und 

• auf die Rubrik 6 (Ausgleichszahlungen) 75 Mio. EUR bzw. 0,1 %. 
(TZ 1 3) 

Von den Ausgaben der EU in  der gesamten Periode 2007 bi 201 3 
entfielen 
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Bund 2015/14 

EU-finanzbericht 201 3  

• auf die Rubrik I (Nachhaltiges Wachstum) 370,391 Mrd. EUR 
bzw. 4 1 ,7 %; 

• auf die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung der natür­
lichen Ressourcen) 397,981 Mrd. EUR bzw. 44,8 %;  

• auf d ie  Rubrik 3 (Unionsbürgerschaft, Freiheit, icherheit und 
Recht) 1 1 ,8 1 1 Mrd. EUR bzw. 1 ,3 %;  

• auf die Rubrik 4 (Die EU a ls  globaler Akteur) 5 1 ,293 Mrd. EUR 
bzw. 5,8 %;  

• auf d ie  Rubrik 5 (Verwaltung) 55,226 Mrd. EUR bzw. 6 ,2  % und 

• auf die Rubrik 6 (Ausgleichszahlungen) 0,935 Mrd. EUR bzw. 
0, 1 %. (TZ 1 4) 

Die Ur ache für den höheren Anteil der Rubrik I im Jahr 201 3  lag 
darin, da s in der Rubrik I die Zahlungen seit dem Jahr 2007 mit 
insgesamt 63,0 % stärker anstiegen als in der Rubrik 2, in der die 
Zahlungen seit dem Jahr 2007 auf einem annähernd gleichen Niveau 
erfolgten (Anstieg um 8,9 %). (TZ 1 3) 

Der Verg.leich der im Mehljährigen Finanzrahmen (MFR) 2007 bis 
2013 vorgesehenen Zahlungen von 925,950 Mrd. EUR mit den tat­
sächlich bereits erfolgten Zahlungen von 887.637 Mrd. EUR ergab, 
dass in den Jahren 2007 bis 201 3 rd. 95,9 % der für die Periode 
vorgesehenen Mittel tatsächlich ausbezahlt wurden. Die Rubrik 3b 
verzeichnete mit  1 47,5 % eine erhebliche Überschreitung der  Ver­
pflichtungen. Dies resultierte daraus, dass die Au gabenobergren­
zen etwa für den Solidaritätsfond der EU nicht galten, welcher der 
Rubrik 3b zugeordnet ist. (TZ 1 5) 

In neun Mitgliedstaaten waren die Zahlungen der Mitgliedstaaten 
an die EU höher aI die Rückflüsse der EU an die e Mitgliedstaaten 
(in den Jahren 201 1  und 20 1 2  war das noch in zehn Mitglied taa­
ten der Fall gewesen). 1 9  Mitgliedstaaten erhielten im Jahr 201 3  
mehr Rückflü e, als ie  Zahlungen an die EU leisteten. Österreich 
lag dabei im unteren Mirtelfeld: 1 7  Mitgliedstaaten erhielten in 
ab oluten Zahlen mehr, zehn Mitgliedstaaten weniger Rückflüsse 
als Österreich. (TZ 1 6) 
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Im Jahr 20\ 3 gab es elf Nettozahler und 1 7  Nettoempfänger. Der 
mit deutlichem Abstand größte Nettozahler war im Jahr 201 3 und 
ebenso im Mittel der Jahre 2007 bis 20 1 3  Deut chland, gefolgt vom 
Vereinigten Königreich, Frankreich und I talien. Österreich befand 
sich 20\ 3 - ebenso wie im Jahr 201 2  - und im Mittel der Peri­
ode 2007 bis 201 3 an neunter Stelle der Nettozahler. (TZ 1 7) 

Der mit Abstand größte Nettoempfanger im Jahr 201 3 sowie im 
Mittel der Periode 2007 bis 201 3 war unverändert Polen. (TZ 1 7) 

Im Bezug zur Wirtschaft leistung (Bruttonationaleinkommen - BNE) 
der einzelnen Mitgliedstaaten wies im Jahr 201 3 Schweden vor 
Dänemark und Deutschland (wie bereits im Vorjahr) die höchsten 
Nettosaiden aus, gefolgt vom Vereinigten Königreich. den Nieder­
landen und Belgien. Demgegenüber hatten Ungarn, Litauen und 
Estland die niedrig ten Nettosaiden, gefolgt von Bulgarien, Lett­
land und Polen. Im Mittel der Jahre 2007 bis 201 3 hatte Deutsch­
land den höchsten Nettosaldo im Verhältnis zum BNE und Litauen 
den niedrigsten. (TZ 1 7) 

Der Nettosaldo Österreichs im Verhältnis zum BNE betrug im 
Jahr 201 3 eben 0 wie im Jahr 201 2  - 0,4 oro. im Mirtel der Jahre 2007 
bis 20 1 3  - 0,3 oro (im Mittel gleich wie Finnland). Das Mittel der 
Jahre 2007 bis 201 2  war mit - 0,2 oro noch leicht darunter gelegen. 
Österreich lag somit 20\3 an iebenter bzw. bei der Mittelwertbe­
rechnung an zehnter Stelle. Im Jahr 201 2  war Österreich noch an 
achter Stelle gelegen. (TZ 1 7) 

Im Jahr 201 3 betrug die Differenz zwischen Zahlungen und Rück­
nüssen 1 ,329 Mrd. EUR. Sie hatte sich gegenüber dem Vorjahr ins­
besondere aufgrund gestiegener Zahlungen an die EU um 22,4 oro 
erhöht. Der durchschnittIiche jährliche Nettosaldo betrug in der Peri­
ode 2007 bis 20\3 795,67 Mio. EUR. Während von 2007 bis 20\ 3 
die Zahlungen an die EU um 973,34 Mio. EUR stiegen (+ 43,9 oro), 
erhöhten sich die Rücknüsse von der EU um nur 263.53 Mio. EUR 
(+ 1 6.5 oro). (TZ 1 9) 
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Kurzfassung EU-Finanzbericht 2013 

Entwicklung der österreichischen Zahlungen und Rückflüsse 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
D4Jrch- V�rinderung 
schnitt 2007/2013 

in Mio. EUR 

Zahlungen an die EU 2. 218.08 2.19 •• 39 2.315.8' 2.626.88 2.688.67 2.9.2.\8 3.\91 •• 2 2.596.78 + 973.34 

Rückftüsse von de� 
1.598.« \.777.34 \.8\6.59 1.821.65 \.875.8\ 1.855.97 1.861.96 1.801.11 + 263.53 

EU 

Differenz 619.64 417.05 499.25 805.23 812.86 1.086.21 1.329.45 195.67 + 709.8\ 

rtifferenz. 
2.0.54 - 202.60 82.21 305.98 7.63 273.35 243.25 

Veränderung zum in ,. 
Vorjahr 

+ 63 - 33 + 20 + 61 + 1 + 34 + 22 

Rundungsdifferenzen möglich 

Ouellen: EU-Haushalt 2013. finanzbericht EK; Darstellung RH 

Zahlungen und 

Rückflüsse 
Österreichs 

Beitrag Österreichs 
an die EU 

Bund 2015/14 

Die Höhe der Zahlungen Österreichs an die EU sank im Jahr 2008 
geringfügig und stieg danach jährlich an, insbesondere von 2009 auf 
2010. Ursache dafür war U.3. die im Jahr 2009 erfolgte rückwirkende 
Berücksichtigung der MwSt-Eigenmittel-Rabatte der Jahre 2007 
und 2008. (TZ 1 9) 

Die Rückflüsse der EU an Österreich stiegen von 2007 bis zum 
JaI,r 201 1 an, im JaIlr 201 2  zeigten sich die Auswirkungen des Zah­
lungsstopps der Europäi ehen Kommission im EFRE und EGFL. Im 
Jahr 201 3 erhöhten sich die Rü kflüs e nur leicht, was auf weitere 
Zahlungsstopps der Europäischen Kommission in drei Programmen 
zurückzuführen war. (TZ 1 9) 

Die Zahlungen an die EU hängen U.a. von der Höhe der BNE-Eigen­
mittel ab, welche im Rallmen des jährlichen Haushaltsverfahrens 
festgelegt werden. Durch Berichtigung haUShalte kann dieser Bei­
trag weiter erhöht werden. Die Höhe der EU-Zahlungen Österreichs 
stieg im Jahr 201 3 in folge von Berichtigungshaushalten um 9,9 Ofo 
auf 3,221 Mrd. EUR, insbesondere wegen der Deckung der Ausga­
ben im Zusammenhang mit dem Beitritt Kroatiens und zweimaliger 
Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds, wovon Österreich beide Male 
profitierte. (TZ 1 9) 

Die Zahlungen des Bundes an die EU umfassen auch die Beiträge 
der Länder und Gemeinden. Die Höhe der BeitTagsleistungen der 
Länder und Gemeinden ist im Finanzausgleichsge ctz 2008 gere­
gelt. Im Jahr 201 3 betrug der Anteil der Länder am Gesamtbeitrag 
22,5 Ofo, der Anteil der Gemeinden 3,9 %. Der Anteil des Bundes 
belief sich auf 7 3,6 Ofo. (TZ 20) 
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Eine Abhängigkeit der länder- und Gemeindebeiträge vom tatsäch­
lichen österreicl1ischen EU-Beitrag ist nur teilweise bei den Ländern 
gegeben und führt zur unterschiedlichen Entwicklung der Beitrags­
leistung der drei Gebietskörperschaften. Vergleicht man die Beiträge 
des Jahres 201 3 mit denen des Jahres 2007, erhöhten sich die Bei­
träge der länder um 44,7 %, die der Gemeinden um 1 8,2 %. Für 
den Beitrag des Bundes ist durch Umstellung auf laufende Geba­
rung ein Jahresreibenvergleich erst ab dem Jahr 2009 möglich; der 
Bei trag des Bundes erhöhte sich von 2009 bis 201 ) um 30,9 %. In 
d iesem Zeitraum erhöhten sich die Beiträge der Länder um 30,5 %, 
die der Gemeinden um 20,6 %. (TZ 20) 

Die von der EU benötigten Mittel werden im österreichischen Bun­
deshaushalt auf dem Eigenmittelkonto (sogenanntes .. Artikel 9-
Konto") bereitgestellt. (TZ 20) 

Artikel 9-Konto von 2007 bis 2013 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. EUR 

Anfangssaldo 97,21 157,87 394,37 204,34 251,46 279,67 29,27 

+ Gutschriften gesamt' 2.181,43 2.219,02 2.241,92 2.545,58 2.713,99 2.830,91 3.277.42 

- Zahlungsabruf durch 
die Europäische 2.120,77 1.982,51 2.431,94 2.498,46 2.685,78 3.081,31 3.120,59 
Kommission 

Endsaldo 204,34 251,46 279,67 29,27 186,09 

Oie Abweichungen zu den in den Finanzberichten der Europäischen Kommission genannten Beträgen beruhen auf 
Periodenabgrenzungen. 

, Rundungsdifferenz bei EU-Eigenmittelgutschriften 

QueUen: BMF; Bundesrechnungsabschluss 2013 

Rückflüsse der EU­

Mittel an Österreich 

24 

Im Jahr 201 3 lag der abgerufene Betrag (3,  I 2 I Mrd. EUR) um 
1 56,83 Mio. EUR unter dem Beitrag Österreichs an die EU ( .. Gut­
schriften gesamt"). Dadurch erhöhte sich der Endsaldo auf 
1 86,09 Mio. EUR. (TZ 20) 

Im Jahr 201 3 erhielt Österreich insgesamt 1 ,862 Mrd. EUR an 
Rückflüssen von der EU. Das waren 0,3 % mehr als im Jahr 20 1 2  
mit 1 ,856 Mrd. EUR. Vom Gesamtbetrag für 201 3 entfielen 
1 ,841 Mrd. EUR auf die Rubriken I bis 3: (TZ 2 1 ,  22) 

• 5 3 1 ,55 Mio. EUR (28,5 %) auf die Rubrik I (Nachhaltiges Wachs­
tum!. 
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Verwendung der 

EU-Mittel nach den 
Rubriken 1 bis 3 und 

nach Programmen 

Bund 2015/14 

EU-Finanzbericht 2013  

• 1 ,263 Mrd. EUR (67,8 0/0) auf die Rubrik 2 (Bewahrung und 
Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen) und 

• 46,58 Mio. EUR (2,5 0/0) auf die Rubrik 3 (Unionsbiirgerschaft, 
Freiheit, Sicherheit und Recht). 

Au der Teilrubrik la (Wettbewerbsfahigkeit fi.ir Wachs­
tum und Beschäftigung) beanspruchte Österreich im Jahr 201 3 
240,45 Mio. EUR. Der Schwerpunkt lag dabei auf dem Siebenten 
Rahmenprogramm fi.ir Forschung, technologische Entwicklung und 
Demonstration [RP7) mit 1 72,9 1 Mio. EUR, dem Ausbau der Trans­
europäischen Netze [TIN) mit 1 3,55 Mio. WR und dem Bi ldungs­
programm "Leben langes Lernen" mit 2 1 ,86 Mio. EUR. [TZ 23)  

D ie  Rückflüsse im RP7 stiegen im Jahr 20 1 3  um 1 5, 1 9  Mio. EUR 
im Vergleich zum Vorjahr. TEN sowie Lebenslanges Lernen hatten 
h ingegen Riickgänge um 32,72 Mio. EUR bzw. 10,89 Mio. EUR zu 
verzeichnen. [TZ 23)  

Im Bereich der TEN-Mittel war der Rückgang vom Jahr 201 2  auf 
201 3 um 32,73 Mio. EUR darauf zurückzufli.hren, dass einzelne Pro­
jekte im Jahr 201 2  abgerechnet wurden und im Jahr 201 3 dafi.ir 
keine Zahlungen mehr e.rfolgten. Auch waren in den Zahlen der 
Europäischen Kommission nur solche Rückflüsse enthalten, die allein 
Österreich zuzuordnen waren. [TZ 23) 

Das Bildungsprogramm "Lebenslanges Lernen" erhielt im Jahr 201 3 
um 10,89 Mio. EUR weniger [- 33,2 %) als im Vorjahr. In  den Jahren 
zuvor waren die Zahlungen noch kontinuierlich angestiegen. (TZ 23) 

In der Teilrubrik 1 b erhielt Österreich im Jahr 201 3 29 1 , 10 M io. EUR, 
was im Vergleich zum Vorjahr einen Anstieg um 25,5 % bedeu­
tete. Im Programm Konvergenz (Pha ing Out) stiegen die Rückflüsse 
gegenüber dem Vorjahr 201 2  um 97,0 % ( 1 4,83 Mio. EUR), im Pro­
gramm Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung erhöhten 
sich die Rückflüs e um 3,6 % (5,21 M io. EUR) und im Bereich Euro­
päische Territoriale Zu ammenarbeit um 56,8 % (39,23 Mio. EUR). 
(TZ 24) 

Der Anstieg im Bereich Konvergenz (Phasing Out) war daraufwriick­
zuführen, dass nach Aufhebung des Zahlungsstopps 201 2  durch die 
Europäische Kommission aufgrund von Mängeln im Verwaltungs­
und Kontrollsystem im Jahr 2013 wieder M ittelrückflüs ecrfolgten. 
Der nur geringe Anstieg im Bereich Regionale Wettbewerbsfäh igkeit 
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und Beschäftigung war auf einen neuerlichen Zalliungsstopp der 
Europäischen Kommission aufgrund von Prüffest teilungen in drei 
Bundesländern zurückzuführen. Im Bereith Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit galt in den Jahren 2007 bi 2010 die Regel n+3 ,  
d.h. Mittelbindungen für 2010 konnten bis ins  Jahr 201 3 erfolgen. 
Ab dem Jahr 201 1  erfolgte die Angleichung an die anderen Ziele mit 
der Regel n+2, wodurch Mittel aus diesem Jahr nur noch bi zum 
Jahr 20 1 3  gebunden werden konnten. Im Jahr 201 3 trafen somit 
diese beiden Regelungen aufeinander, was zu einer Auszahlung von 
MitteJbi.ndungen von zwei Jahren [2010 und 201 1 )  führte. (TZ 24) 

In der Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen) erhielt Österreich im Jahr 20 1 3  - mit mehr al zwei 
Drittel der gesamten EU-Rückflüsse (67,8 %) - die umfangreichs­
ten Rückflüsse. Im Vergleich zum Vorjahr reduzierten sich die Rück­
flüsse im Jahr 20 1 3  um 2, 1 % (26,70 Mio. EUR). (TZ 25) 

Der Rückgang in der ländlichen Entwicklung war insbesondere 
darauf zurückzuführen, dass nach Ablauf der fünfjährigen M in­
destverpflichtung ein Ausstieg aus der Maßnahme ÖPUL möglich 
war. 201 2  hatten viele Betriebe diese Mindestverpflichtungsdauer 
erfüllt und waren danach ausgestiegen. Im Rahmen der ÖPUL-Maß­
nahme HAusg.leichszulage rur naturbedingte Nachteile" bewirkten 
Betriebsauflassungen sinkende Zahlungen (andere Betriebe über­
nahmen zwar die Weiterbewirtschaftung der Flächen,jedoch verrin­
gerte sich das Auszahlungsvolumen aufgrund der höheren Bewer­
tung der ersten Hektare durch einen Sockelbetrag). (TZ 25) 

In der Rubrik 3 (Unionsbürgerschaft, Freiheit, Sicherheit und Recht) 
beanspruchte Österreich i m  Jahr 201 3 46,58 Mio. EUR, was gegen­
über dem Vorjahr einen leichten Anstieg (2,5 Ofo bzw. 1 , 1 4  Mio. EUR) 
bedeutete. (TZ 26) 
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Aufteilung der 
Rückflüsse auf 
Bundesländer 

EU-Finanzbericht 2013  

Im Jahr 201 3 erhielt Österreich über die Agrarfonds 1 ,251 Mrd. EUR 
(2,27 Mio. EUR mehr als im Jahr 201 2). über die trukturfond 
2 10,09 Mio. EUR (48,55 Mio. EUR mehr als im Vorjahr). (TZ 27, 28) 

EU-Rückflüsse 2012 und 2013 im Rahmen der Agrarfonds, gegliedert nach Fonds 

und Bundesländern I 

EGFl ELER Sonstigel Summe 

2012 2013 2012 2013 2012 2013 2012 2013 
VerÄnderung 
2012/2013 

1" Mio. EUR in .. 

Wien 2.91 2,54 4.01 4.00 0.08 0.05 7.00 6.60 - 5.8 

YOflrlberg 9.95 11.74 18.76 19.64 0.02 0.01 28.72 31.38 9.3 

S.lzburg 23.80 26.26 43.16 42.10 0.04 0.03 66.99 68.38 2,1 

Tirol 22.37 29.85 52.56 59,62 0.30 0.40 75.23 89.87 19.5 

Kirnten 46.68 48.46 46.16 47.42 0.12 0.09 92.96 95.97 3.2 

Burgenl,nd 52.42 50.67 48.08 46.68 0,02 0.02 100.52 97.36 - 3.1 

Steiermark 96.55 95.68 79.18 75.94 0.19 0.13 175.92 171.75 - 2.4 

Oberösterreich 168.95 165.48 82.63 79.89 0.07 0.05 251.64 245.42 - 2,5 

Niederösterreich 290.80 284.65 159.38 160.05 0.03 0.02 450.22 444.73 - 1.2 

6sternlc� 714,42 715,32 53U2 535,34 0,86 UO 1.249,20 1.251,47 0,2 

Die Daten beruhen auf Zat1(en des BMlFUW. INVEKOS-Oaten und den Rechnungsabschlüssen des Bundes und der länder. 
2 sonst ige Maßnahmen wie l.B. Beratung, Ernte- und Risikoversicherung, Verkehrserschließung ländlicher Gebiete 

Quellen: BMlFUW. Grüner Bericht 2013 und 2014; Darstellung RH 

Bund 2015/14 

Oie Reduktion der Rücknü e in der Ländlichen Entwicklung spie­
gelte sich zwar in fünf Bundesländern wider. in um me no sen den­
noch im Jahr 201 3 geringfügig mehr Mittel (2.27 Mio. EUR) als im 
Jahr zuvor. AufTal l ig war der An lieg in Tirol um 1 4,64 Mio. EUR, 
nachdem das Land im Jahr 201 2  einen Rückgang in Höhe von 
1 8,23 Mio. EUR zu verzeichnen hatte. Oie Schwankung war darauf 
zurückzuführen, dass Förderungen. die mangels durchgefIihrter Kon­
trollen (vor allem im Zusammenhang mit Almen) im Jahr 201 2 nicht 
ausbezahlt worden waren. im Jahr 201 3 w ieder nos en. (TZ 28) 
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EU-Rückflüsse 2012 und 2013 im Rahmen der Strukturfonds, gegliedert nach Fonds 
und Bundesländern 

EFRE (SF Summe 

2012 2013 2012 2013 2012 2013 
Veränderung 

2012/2013 

in Mio. EURI in" 

Vorlrlberg IA6 2,38 0.60 3,84 0.60 - 84.4 

T irol 3,06 0.77 0.87 3.83 0.87 - 77,4 

Steiermark 2,73 2.15 2,73 2,15 - 21,3 

Salzburg 2,66 0.94 0.42 0,94 3,08 228.1 

Kärnten 10.78 0.55 0.06 0.55 10,84 1.871,8 

W;�!n 6.37 7.62 4.57 7.62 10,94 43.5 

Oberöster reich 8.00 lZ,92 3,54 0,88 11,54 13.80 19.6 

Burgenlind 7.42 19.03 7.88 8.44 15,29 27.47 79.6 

Zahlungen Vorperiode 4.81 31,15 4,81 31.15 547.6 

AMS' 8l.85 31.46 81,85 31,46 - 61.6 

BMASK/BMBF/BMWFW' 17.93 38,31 17.93 38.37 114,0 

Niederösterreich 9.2 38.35 1.41 1.02 10.61 39.37 271.0 

, ... Mt 33.'5 110.11 127,61 11"" 161.54 210,01 30,1 

Rundungsdifferenzen möglich 
I Zahlen ohne Zinsen 
2 nur im ESF 

QueUen: BMASK; BMF; Berechnung RH 
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Über die beiden Strukturfonds EFRE und ESF erhielt Österreich 
im Jahr 201 3 2 10,09 Mio. EUR: 90. 1 1  Mio. EUR über den EFRE, 
1 1 9.98 Mio. EUR über den ESF. Die höchsten Rückflüsse aus dem 
EFRE erhielten Niederösterreich mit 38,35 Mio. EUR (42,6 <\b). 
Burgenland mi t  1 9,03 Mio. EUR (2 1 , 1  <\b) und Oberösterreich mit  
1 2,92 Mio.  EUR ( 1 4,3  <\b). (TZ 29) 

Im ESF erhielten die drei Bundesministerien BMASK, BMBF 
und BMWFW mit 38.37 Mio. EUR (32.0 <\b) sowie das AMS mit 
3 1 ,46 Mio. EUR (26,2 <\b) den größten Anteil der Rückflü se. 
gefolgt vOm Burgenland mit 8,44 Mio. EUR (7,0 %) und Wien mit 
4.57 Mio. EUR (3.8 <\b). (TZ 29) 

Im EFRE kam es auch im Jahr 201 3 - wie schon im Jahr zuvor -
zu einem Zahlungsslopp der Europäischen Kommission; betroffen 
davon waren im Jahr 2013 die Bundesländer Steiermark. Tirol und 
Vorarlberg. Diese Bundesländer erhielten im Jahr 201 3 daher keine 
Rückflüsse. (TZ 29) 
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Über da Ziel Regionale Wettbewerbsfahigkeit und Beschäftigung 
(EFRE Regionalprogramme ohne Burgenland) erhielt Niederöster­
reich mit  97, 1 1 Mio. EUR die meisten Mittel in  der Periode 2007 
bis 201 3 (33 ,9 %J, geFolgt von Oberösterreich mit 56,45 Mio. EUR 
( 1 9,7 %) und der Steiermark mit 52,40 Mio. EUR ( 1 8,3  %). Am 
wenigsten Mittel erhielten in der Gesamtperiode Vorarlberg und 
Salzburg mit 8,70 Mio. EUR bzw. 8, 1 8  Mio. EUR (3 ,0 % bzw. 2,9 %) : 
(TZ 30) 

StrukturFondsmittel Regionale Wettbewerbsfahigkeit EFRE 2007 
bis 201 3 ,  Anteil der Bundesländer (in %) 

• Kärnten 

• Niederösterreich 

Oberösterreich 

Sal,burg 

• Steiermark 

• Tirot 

Vorarlberg 

• Wien 

Quellen: BKA; BMF; Darstellung RH 

I m  ESF (Ö terreichprogramm ohne Burgenland) erhielt Wien mit 
1 8,86 Mio. EUR in der Periode 2007 bis 201 3 die meisten Mittel 
(40,6 %), gefolgt von der Steiermark mit 6,61 Mio. EUR ( 1 4,2 %) 
und Oberösterreich mit 6,56 Mio. EUR ( 1 4, 1  %). Die wenigsten 
Mittel erhielten Kärnten mit 1 ,3 3  Mio. EUR (2,9 %) und Tirol mit 
2,54 Mio. EUR (5,5 %). (TZ 30) 
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trukturfondsmittel Regionale Wettbewerb fiihigkeit ESF 2001 
bis 201 3, Anteil der Bundesländer ( in %) 

2.9 ." 

5.5 '" 

Quellen: BMASK; Darstellung RH 

• Karnten 

• Niederoste"eich 

Ober österreich 

Salz burg 

• Steiermark 

• Tirol 

Vorarlberg 

• Wien 

Wien wickelte i n  der Periode 2001 bis 201 3 mit  27,3 % die mei­
sten ESF-Mittel durch das AMS ab (69.52 Mio. EUR), gefolgt von 
Niederösterreich mit  1 5,6 % (39,69 Mio. EUR) und der Steiermark 
mit 1 3.0 % (3 3,20 M io. EUR). Die wenigsten ESF-Mittel durch das 
AM flo sen in Vorarlberg mi t  3 ,2  % (8, 1 6  Mio. EUR) bzw. alz­
burg mit  5,2 % ( 1 3, 1 9  Mio. EUR). rrZ 30) 

Rückflüsse durch das AMS 2001 bis 201 3, Anteil der Bundesländer 
(in %) 

5.2 ." 

Quellen: BMASK; Darstellung RH 

• Burgenland 

• Kärnten 

• Niederöste"e1Ch 

Oberosterreich 

Salzburg 

• Steiermark 

• Tirol 

Vorarlberg 

• Wien 
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Österreich lag bei den Agrarfonds zum tichtag 3 1 .  Dezember 201 3 
im EU-Vergleich an sechster Stelle. EU-weit waren zu diesem Zeit­
punkt 75 'Va der Mittel ausgenutzt. Laut BMLFUW kann davon aus­
gegangen werden, dass insbesondere unter Nutzung des AusfInan­
zierungszeitraums bis Ende 20 1 5  eine vollständige Ausschöpfung 
der Österreich für die Periode 2007 bi 20 1 3  zugewiesenen ELER­
Mittel erfolgen wird. (TZ 3 1 )  

Die Ausnutzung der für die Periode 2007 bis 201 3 vorge ehenen 
Slrukturfond mittel für Ö terreich (EFRE und ESF) in Höhe von 
1 ,204 Mrd. EUR (ohne ETZ) belief sich für beide Fonds zu ammen 
mit Stand Dezember 201 3  auf 67, 1 'Va (52,9 'Va bzw. 359,81 Mio. EUR 
im EFRE und 85,6 'Va bzw. 448,60 Mio. EUR im ESF). Laut Bericht 
des BMF vom Dezember 201 4 zum EU-Haushalt war davon auszu­
gehen, dass über die gesamte Periode die für Österreich reservierten 
SITukturfond mittel in vollem Umfang abgerufen werden können. 
Bei Betrachtung de Um etzungsstandes allein des EFRE, der ö ter­
reich weit Ende Dezember 201 3 bei 52,9 'Va und in vier Bundeslän­
dern (Kärnten, Steiermark, Tirol und Vorarlberg) noch unter 50,0 'Va 
lag, war jedoch au Sicht de RH das Erreichen einer vollständigen 
Mittelausschöpfung unrealistisch. (TZ 3 1 )  

Die direkten Mittelrucknüsse beliefen sich im Jahr 20 1 3  auf 
245.02 Mio. EUR (im Jahr 201 2  283,62 Mio. EUR). Davon erhielten 
private Einrichtungen mit 1 24,39 Mio. EUR (50,8 'Va) knapp mehr 
als öffentliche Einrichtungen mit 1 1 9, 3 1  Mio. EUR (48,7 'Va) ; natür­
liche Personen erhielten 1 ,32 Mio. EUR (0,5 'Va). Rücknüsse unter 
zentraler Mittelverwaltung unterlagen nicht voll tändig der Kon­
trolle durch den RH, weil dieser für private Unternehmen grund­
sätzlich nicht prufungszuständig ist. Somit besteht für Ö terreich 
betreffend EU-Mittel eine .Kontrolllücke". (TZ 32) 

Der EU-Jahreshaushalt fInanziert sich au Eigenmitteln und son -
tigen Einnahmen. Die Eigenmittel setzen sich aus traditionellen 
Eigenmitteln (TEM) , Mehrwertsteuer-Eigenmilleln (MwSt-Eigen­
mittel) und Eigenmitteln aus dem Bruttonationaleinkommen (BNE­
Eigenmittel) zu ammen. Sonstige Einnahmen sind z.B. Beiträge und 
Erstaltungen im Rahmen der Abkommen und Programme der EU. 
Bereits 201 1 unterbreitete die Europäische Kommission Vorschläge 
für ein neues Eigenmittelsystem, welche u.a. die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer vor ahen. Eine EU-weite Einführung fand 
vor allem aufgrund des Widerstands des Vereinigten Königreichs 
keine Zu timmung. (TZ 3, 6) 
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Am 5. Mai 201 4  einigten sich die Finanzminister von zehn Mit­
gliedstaaten auf die Rahmenbedingungen einer solchen Steuer im 
Rahmen einer verstärkten Zusammenarbeit. Oie Finanz.minister von 
Österreich und Frankreich präsentierten im Jänner 201 5 einen über­
arbeiteten Plan zur Einführung der Finanztransaktionssteuer. Oie 
Steuer soll 201 6 erstmalig eingehoben werden und war laut Aus­
kunft des BMF als nationale E innahme vorgesehen ; die definitive 
Ausgestaltung war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung offen, laut 
BMf würden für das nächste Eurogruppentreffen im Juni 201 5 
Ergebnisse erwartet. (TZ 3 ,  6, 7) 

Der Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) bi ldet die Grundlage 
für den jährlichen Haushaltsplan der EU. Der MFR für die Peri­
ode 2007 bis 201 3 sah Mittel für Verpflichtungen von insgesamt 
975,777 Mrd. EUR bzw. durchschnittlich 1 39,397 Mrd. EUR pro Jahr 
sowie M ittel für Zah.lungen von insgesamt 925,950 Mrd. EUR bzw. 
durchschnittlich 1 32,279 Mrd. EUR pro Jahr vor. (TZ 8, 9 )  

Die Festlegung eies MfR 201 4  bis 2020 erfolgte gemäß dem Ver­
trag von Lissabon erstmals mittels EU-Verordnung (VO (EU, 
EURATOM) Nr. 1 3 1 1 /20 1 3 eies Rates vom 2. Dezember 201 3) .  Mit 
959,988 Mrd. EUR waren darin um 1 ,6 Ofc geringere Verpfl ichtungen 
über den siebenjährigen Zeitraum gegenüber dem MFR 2007 bis 
201 3 vorgesehen. (TZ 10) 

Mehrjähriger Finanzrahmen 2007 bis 201 3 und 20 1 4  bis 2020, 
Verpflichtungen im Vergleich; in Mrd. EUR 

MFR 2001 - 2013 

MFR 2014 - 2020 

0.00 250.00 500.00 

• Rubrik 1 :  Intelligentes und integratives Wachstum 

• Rubrik 2: Nachhaltiges Wachstum: natürliche Ressourcen 

• Rubrik 3: Sicherheit und Unionsbürgerschaft 

Quellen: EU-Haushalt 2013, Finanzbericht EK; Darstellung RH 

32 

412.61 

313.18 

750.00 

12.25 0.94 

15.69 0.03 

58.70 61.63 1 
1.000.00 

Rubrik 4: Europa in der Welt 

Rubrik 5: Verwaltung 

• Rubrik 6: Ausgleithszahlungen 
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Die Kürzungen der Verpflichtungen betrafen hauptsächlich die 
Rubrik 2 (Nachhaltiges Wachstum: natürliche Ressourcen), wäh­
rend alle anderen Rubriken eine Erhöhung aufwiesen: (TZ 10) 

- Rubrik 1 ( Intelligentes und integratives Wachstum): + 2,7 % (von 
439, 1 1 5  Mrd. EUR auf 450,763 Mrd. EUR) ; 

- Rubrik 2 (Nachhaltiges Wachstum:  natürliche Ressourcen): - 9,6 % 
(von 4 1 2,6 1 1  Mrd. EUR auf 373, 1 79 Mrd. EUR); 

- Rubrik 3 (Sicherheit und UnionsbürgerschaFt): + 28,1  % (von 
1 2,247 Mrd. EUR auf 1 5,686 Mrd. EUR); 

- Rubrik 4 (Europa in der Welt): + 4,9 % (von 55,935 Mrd. EUR 
auf 58,704 Mrd. EUR); 

- Rubrik 5 (Verwaltung): + 1 2,2 % (von 54,932 Mrd. EUR auf 
6 1 ,629 Mrd. EUR). 

- Die Rubrik 6 spielte fiir den MFR 201 4  bis 2020 keine Rolle. 

Im Eigenmittelbeschluss fiir den MFR 201 4  bi 2020 beschloss der 
Europäi che Rat folgende Änderungen bei den Einnahmen: (TZ 1 1 )  

- Der Mehrwertsteuerabruf atz wird flir die Niederlande, Schwe­
den und Deutschland vorübergehend auf 0, 1 5  % reduziert (20 1 4  
bis 2020). 

- Der jährliche BNE-Beitrag der Niederlande wird um 695 M io. EUR 
vorübergehend reduziert (20 1 4  bi 2020), der BNE-Beitrag 
Schwedens um 1 85 Mio. EUR und Dänemarks um 1 30 Mio. EUR. 

- Der BNE-Beitrag Österreichs wird im Jahr 201 4 um 30 Mio. EUR, 
im Jahr 201 5 um 20 Mio. EUR und im Jahr 201 6  um 10 Mio. EUR 
reduziert. 

- Die Einhebungsvergütung wird bei den traditionellen Eigenmit­
teln von 25 % auf 20 % reduziert. 

20 1 6  wird die Europäische Kommission das Funktionieren des 
MFR 201 4 bis 2020 unter umfassender Berücksichtigung der dann 
gegebenen wirtschaftlichen Lage sowie der neuesten makroökono­
mischen Projektionen überprüfen. (TZ 1 1 ) 
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I n  der Periode 201 4 bis 2020 werden die Kohäsions- und Struk­
turpolitik owie die Gemeinsame Agrarpolitik und die Gemein­
same Fischereipolitik wieder enger miteinander verknüpft. Die länd­
liche Entwicklung (ELER), der Regionalfonds (EFRE), der Sozialfonds 
(ESF), der Meeres- und Fischereifonds (EMFF) sowie der Kohäsions­
fonds (KF) werden unter dem nEuropäi ehen SlTuktur- und Inves­
titionsfonds" (ESI-Fonds) zusammengefasst und auf die Wachs­
tumsstrategie Europa 2020 und deren Kernziele abge timmt. (TZ 33)  

Die Mittelzuteilung der ESI-Fonds in der Periode 20 1 4  bis 2020 
sowie im Vergleich zur Periode 2007 bi 201 3  gestaltet ich wie 
folgt: (TZ 3 3) 

Allokation ESI-Fonds-Mittel in der Periode 2014 bis 2020 

Österreich 

EFREI 536,26 

ESF 442,09 

ELER 3.937,55 

E"FF 6,97 

Sum_ 4.922,B7 

l ohne HZ 

davon stärker entwickelte 
Regionen 

in Mio. EUR 

489,27 

416,78 

davon .ÜbergangsregionM 
(Burgenland) 

47,00 

25,31 

Quellen: Strat.at 2020; Darstellung RH 

Vergleich der indikativen MittelzuteHung 2007 bis 2013 und 2014 bis 2020 

2007 bis 2013 2014 bis 2020 Veränderung 

in Mio. EUR in '10 
EFREI 680,07 536,26 - 143,81 - 21,1 

ESF 524,41 442,09 - 82,32 - 15,7 

ElER 4.025,58 3.937,55 - 88,03 - 2,2 

E"FF 10,39 6,97 - 3,42 - 32,9 

Summe 5.240,45 4.922,87 - 317,58 - 6.1 

l ohne HZ 

QueUen: Strat.at 2020; Europäische KommiSSIon 

34 

In Summe erhält Ö terreich somit in der Periode 201 4  bis 2020 um 
3 1 7  ,58 Mio. EUR weniger Mittel zugeteilt als in der Periode 2007 
bis 201 3 (- G, I %). Der größte (absolute) Rückgang betrill't mit 
1 43 ,8 1  Mio. EUR den EFRE (- 2 1 , 1  %). (TZ 33 )  
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Die Umsetzung der Programmabwicklung erfolgt in Österreich wie 
bereits in  der Periode 2007 bis 20 1 3  durch da BMLFUW für die 
Programme ELER und EMFF, und durch da BMASK für da Pro­
gramm ESF. Anders im EFRf: Hier erfolgt die Abwicklung unter 
dem Ziel lWB (Investition in Wachstum und Beschäftigung) - statt 
wie in der Periode 2007 bi 201 3 durch neun Länder-Programme 
- nunmehr in  der Periode 201 4  bis 2020 durch ein gemeinsames, 
österreichweites IWB/EFRE-Regionalprogramm. Die Funktion der 
Verwaltungsbehörde übernimmt die ÖROK-Ge chäfts teile. rrz 33)  

D ie  Auf teilung der IWB/EFRE-Mittel auf die Bundesländer erfolgte 
mit Beschluss der Landeshauptleutekonferenz im März 201 4  und 
sieht folgende Verteilung vor: rrz 34) 

Aufteilung der IWB/EFRE-Mittel 2014 bis 2020 auf die Bundesländer 

in Mio. EUR in % 
Übergangsregion Burgenland 47,00 8,8 

Kärnten 56,79 10,6 

Niederösterreich 122,76 22,9 

Oberösterreich 80,52 15,0 

21,78 4,1 Salzburg 

Steiermark 130,65 24,4 
stärker entwickelte Regionen 

Österreich 

Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen: ÖROK; OarsteUung RH 

Entwicklungen auf 
EU-Ebene 

Bu. d 2015/14 

lirol 33,65 6,3 

Vorarlberg 18,35 3,4 

Wien 24,75 4,6 

536,26 100,0 

Europäischer Stabilitätsmechanismus 

eit dem Inkrafttreten des permanent eingerichteten Europäi ehen 
Stabilitätsmechanismu (ESM) am 27. September 201 2 ist dieser das 
Hauptinstrument für neue Unterstützungsprogramme der Euro-Län­
der. EFSM und EFSF l iefen bestimmungsgemäß aus. rrZ J8) 

Die EFSF gewährte Irland, Portugal und Griechenland fmanzielle 
Unterstützung. Während die Unterstützungen für Irland und Por­
tugal bereits ausgelaufen sind, erfolgten für Griechenland weiter­
h in  Zahlungen aus der EFSF. Aus dem 2. Programm waren bis Ende 
Dezember 201 4 1 4 1 ,9 Mrd. EUR ausbezahlt. Dieses 2. Programm war 
mit einer Laufleit bis Ende Dezember 201 4  vorge ehen. Im Dezem-
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ber 2014 erfolgte eine zweimonatige Verlängerung. Im Februar 201 5  
stimmte das Direktorium der EFSF einer neuerlichen Verlängerung 
um vier Monate zu. (TZ 38) 

Europäische Bankenunion 

Zur Stärkung der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
startete die Europäische Kommission im Mai 20 1 2  einen Aufruf zur 
Entwicklung einer Bankenunion, deren we entliches Ziel sein sollte, 
die Transparenz des Bankensektors zu steigern sowie die Staats­
schulden von den Bankschulden zu entkoppeln. (TZ 39) 

Die Bankenunion stützt sich auf drei Säulen: den Einheitlichen 
Auf ichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism, SSM), den 
Einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Mecha­
nism, SRM) und das Einlagensicherung system (Deposit Guarantee 
Schemes, DGS). Der Einheitliche Aufsichtsmechanismus nahm am 
4. November 201 4  eine operative Tätigkeit auf. Die Abwicklungs­
verordnung gilt ab I .  Jänner 201 6, die nationale Umsetzung der 
"Sanierungs- und Abwicklungsrichtlinie" erfolgte in Österreich mit  
dem Sanierungs- und Abwicklungsge etz, das am I .  Jänner 201 5  
in Kraft trat. Die Richtlinie über die Erneuerung der Systeme zur 
Einlagensicherung trat am 2. Juli 201 4  in Kraft, die Um etzung der 
Richtlinie soll in zwei Schritten bis 3. Juli 201 5  bzw. 3 1 .  Mai 201 6  
erfolgen. (TZ 39) 

Nach überwiegender Ansicht der Obersten Rechnungskontrollbehör­
den (ORKB) der EU obliegt die Prüfzuständigkeit der Europäischen 
Zentralbank (EZB), und damit die Prüfzuständigkeit im Einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus, allein dem Europäischen Rechnungshof. Die 
Satzung der EZB spricht von einer Prüfung der "Efftzienz der Ver­
waltung" (Art. 27). Die tatsächliche Prüfzuständigkeit des Europä­
ischen Rechnungshofes im Einheitlichen Aufsichtsmechanismus ist 
nicht abschließend geklärt. Einige nationale ORKB sehen durch den 
Einheitlichen Aufsichtsmechanismus eine Einschränkung ihrer nati­
onalen Prüfmandate und befürchten das Entstehen einer Prüfungs­
lücke über die Aufsicht signifikanter Banken. Der Kontaktausschuss 
bereitet im Jahr 20 1 5  unter dem Vorsitz der ORKB Niederlande und 
Deutschland eine koordinierte Prüfung zu diesem Thema vor, an der 
auch der österreichische RH teilnimmt. (TZ 40) 
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InvestitionsofTen ive 

Um die Investit ionstätigkeit in der EU anzuregen, beschloss die 
Europäische Kommission am 26. November 201 4  eine Investitions­
offensive. Im Zeitraum 201 5 bis 201 7  sollen dadurch mindestens 
3 1 5  Mrd. EUR flir zu ätzliche öffentliche und private Investitionen 
mobilisiert werden. Die Umsetzung soll durch einen neu geschaf­
fenen Europäischen Fonds flir strategi ehe Inve t i t ionen (EFSI) erfol­
gen. Zur Be eit igung der Hemmni e, die grenzüberschreitenden 
Investitionen in der EU und dem Zugang von Unternehmen zu 
Finanzmitteln im Wege stehen, plant die Europäische Kommission 
die SchafTung einer Kapitalmarktunion, zu der sie im Februar 201 5 
die öfTenlliche Diskussion gestartet hat. (TZ 4 1 )  

Friends o f  the Presidency Group 

Unter ital ienischer Ratspräsidentschaft wurde im Jahr 201 4  die 
Arbeitsgruppe nFriends of the Presidency Group" eingerichtet, weI­
che die bisherige Arbeitsweise der EU näher untersuchen sollte. Zu 
den Hauptanliegen der Gruppe zählt die Verbes erung von Abläufen 
im Rechtsetzung prozess, wobei Programm planung, Subsidiaritäts­
prü fung und Transparenz im Vordergrund stehen. Weiter oll die 
Mitwirkung nationaler Parlamente an der EU-Rechtsetzung gestärkt 
werden. Im Dezember 201 4  präsentierte die Arbeit gruppe einen 
Bericht, auf Basis dessen der österreich ische Bundesrat mittels Ent­
chließung antrag und Mitteilung an die Euroilliische Kommission 

auf die Verbesserung der Mitwirkungsrechte nationaler Parlamente 
und mehr Transparenz drängte. (TZ 42) 

Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes in Österreich 

Der RH begleitete unter Wahrung einer Unabhängigkeit den Euro­
päischen Rechnungshof von Anfang 201 3 bis Februar 201 5  bei fol­
genden Prüfungen: (TZ 47) 

• EFRE, Programm Ziel 2 Steiermark in der Periode 2000 bis 2006/ 
ZVE 201 2, 

• ELER, Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch 
den ELER (Maßnahmen Nr. 2 1 4, 2 1 1  und 1 23)/ZVE 201 3, 

• TEN-T Projekt nBauarbeiten flir eine neue Hochge chwindigkeits­
verbindung zwischen Kundl/Radfeld und Baumkirchen/ZVE 201 3, 
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• Sozialversicherungsverband "New crvice for EESSI", Zufalls­
stichprobc/ZVE 201 3, 

• ELER, Wi senstransfer und Beratung (Maßnahmen Nr. 3 1 1  und 
1 3 1 )/WP, 

• ESF Be chäftigung Österreich/ZVE 201 4. 

Der Europäische Rechnung hof envähnte in einem Jahresbericht für 
das Haushaltsjahr 201 3 Österreich vor allem im Zusammenhang mit 

- systematischen Schwachstellen im Zusammenhang mit Dauer­
grünland und 

- der Nichteinhaltung von Beihilfevoraussetzungen bei Investiti­
on projekten oder bei den entsprechenden Ausgaben. (TZ 48) 

Der RH weist erneut darauf hin, dass Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
und System prüfungen notwendig sind, um einen Beitrag zur Ver­
besserung der Systeme und zur Erhöhung der Wirksamkeit der nati­
onalen Verwendung der EU-Mittel zu leisten. (TZ 48) 

Koordinierte Prüfungen mit EU-Bezug 

Im Rahmen der Kontaktausschuss-Arbeitsgruppe Strukturfond V 
nahm der RH an der koordinierten Prüfung " Vereinfachung der 
Rechtsvorschriften für Strukturfonds" teil (Reihe Bund 201 3 / 1 1 ). 
201 4  führte der RH gemeinsam mit den ORKB Deutschland und 
Ungarn eine koordinierte Prüfung zum Thema Euroflsc durch. (TZ 49) 

Das Hau haltsjahr 201 3 stellte die 20. Jahre rechnung der EU dar, 
für die der Europäische Rechnungshof keine uneingeschränkte ZVE 
abgab. Die geschätzte wahrscheinlichste Fehlerquote sank von 4,8 % 
im Vorjahr geringfügig auf 4,7 %. (TZ 52) 

Der Europäische Rechnungshof stellte im Hau haltsjahr 201 3 die 
größten Fehlerquoten in folgenden Bereichen fe t :  (TZ 53)  

- Regionalpolitik, Energie und Verkehr mit 6,9 % ( im Vorjahr 
&,8 %), 

- Entwicklung des ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und 
Gesundheit mit 6,7 % (im Vorjahr 7,9 %l. 
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- Landwirtschaft: Marktstützung und Direktzahlungen mit  3 ,6 % 
(im Vorjahr 3,8 %), 

- Forschung und andere interne Politikbereiche mit 4,6 % (im Vor­
jahr 3.9 %). 

Die häufigsten Fehler waren darauf zurückzuführen, dass 

- nicht forderfähige Kosten in die Ko tenaufstellungen einbezogen 
wurden ( 1 ,8 %), 

- Projekte, Tätigkeiten oder Begün tigte nicht fOrderfahig waren 
( I ,  I %), 

- schwerwiegende Verstöße gegen die Vergabevorschriften erfolgten 
( 1 ,0 %), 

- fehlerhafte Erklärungen zu landwirt chaftJichen Flächen vorge­
nommen wurden (0,6 %). (TZ 53) 

Der Europäische Rechnungshof monierte, wie bereits zum Jahr 2012, 
da s die Behörden der Mitglied taaten in den meisten Fällen über 
genügend Informationen zu den fehlerbehafteten Vorgängen ver­
fügten. um diese aufzudecken und zu berichtigen. (TZ 53) 

Der Europäische Rechnungshofveröffentiichte im Zuge des Jahres­
berichts zum Hau haltsjahr 201 3 einen Überblick über die EU-Aus­
gaben, die während des MFR 2007 bis 201 3 nach dem Prinzip der 
geteilten Mittelverwaltung in den Bereichen Landwirtschaft und 
Kohäsion getätigt wurden. Der Europäische Rechnungshof prüfte 
insgesamt 2.920 Vorgänge und bewertete davon 1 .320 Vorgänge 
als fehlerbehaftet. In Österreich überprüfte er insgesamt  56 Vor­
gänge, bei denen fa t die Hälfte (27 Vorgänge oder 48,0 %) fehler­
behaftet waren. Damit lag Österreich an 1 4. Stelle der 28 Mitglied­
staaten. Im Bereich Landwirtschaft waren in Österreich 1 8  von 4 1  
überprüften Vorgängen fehlerhaft (43,9 %), i m  Bereich Kohäsion 
neun von 1 5  (60,0 %). (TZ 54) 

Das Europäische Parlament erteilte im April 201 5  den Organen der 
EU die Entlastung für das Haushaltsjahr 201 3 mit u.a. nachfol­
genden Einschränkungen: (TZ 56) 
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- Der Europäischen Kommission gegenüber sprach das Europäische 
Parlament Vorbehalte aus; es habe politisch nicht sicher teilen 
können. da s in den Bereichen Landwirtschaft und ländl iche Ent­
wicklung. Regionalpolitik sowie Beschäftigung und Soziales die 
in der Europäi chen Kommission und in den Mitgliedstaaten ein­
gefiihrten Kontrollverfahren die Recht- und Ordnung mäßigkeit 
der zugrunde liegenden Vorgänge angemessen gewährleisteten ; 
e ei auch inakzeptabel. dass im 20. aufeinanderfolgenden Jahr 
nach wie vOr Zahlungen in wesentlichem Ausmaß mit Fehlern 
behaftet seien. 

- Die Entlastung des Generalsekretär des Rates. des Direktors des 
Europäischen Innovations- und Technologieinstituts und des Exe­
kutivdirektors de Gemein amen Unternehmens ECSEL fiir die 
Ausfiihrung des Haushaltsplan der Gemeinsamen Unternehmen 
Artemis und ENIAC schob das Europäische Parlament auf. 
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Bund 2015/14  

EU-Finanzbericht 2013 

1 ( I ) Der RH übermillelt jährlich dem Nationalrat und den Landtagen 
den EU-Finanzbericht mit dem Ziel. die Transparenz bei den Gesamt­
zahlungen der Europäischen Union (EU). bei der Einordnung Öster­
reichs im EU-Haushalt für die Perioden 2007 bis 201 3  und folgende 
sowie bei der Verwendung der EU-Mittel in Österreich zu erhöhen. Der 
Bericht beinhaltet darüber hinaus bedeutende Ereignisse und Entwick­
lungen in der EU. die mr Ö terreich fmanziell oder aus kontrollpoli­
tischer Sicht entscheidend sind. 

Der Bericht stützt sich überwiegend auf Daten de Europäischen Rech­
nungshofes. der Europäischen Kommission. des Statistischen Amtes 
der Europäi ehen Union (Eurostat) und auf eigene Berichte des RH. 
Ergänzend dazu erhob der RH Daten beim BKA. BMASK. BMF. BMLFUW 
und im BMVIT. Der Berichtszeitraum konzentriene sich auf das Haus­
haltsjahr 201 3. dessen Entlastung im April 201 5  eneilt wurde. bzw. bei 
PeriodenbeLrachtungen auf die EU-Haushaltsperioden 2007 bis 201 3  
bzw. auch chon 2014  bis 2020. Themenbezogen nahm der RH auch 
auf aktuellere Entwicklungen bis April 201 5  Bezug. 

Der RH veröffentlichte bi her folgende EU-Finanzberichte: 

- EU-Finanzbericht 2007 (Reihe Bund 2007/7). 
- EU-Finanzbericht 2008 (Reihe Bund 2009/5). 
- EU-Finanzbericht 2009 (Reihe Bund 2010/ 1 2). 
- EU-Finanzbericht 2010 (Reihe Bund 201 2/7). 
- EU-Finanzbericht 20 1 1  (Reihe Bund 2014/2). 
- EU-Finanzbericht 20 1 2  (Reihe Bund 201 5/ 1 ). 

(2) Als Einnahmen bzw. Ausgaben werden im vorliegenden Bericht 
Einnahmen bzw. Ausgaben aus der Sicht des EU-Haushalts bezeich­
net. Als Zahlungen bzw. Rücknüsse werden Zahlungen Österreichs an 
die EU bzw. Rücknüsse von der EU nach Österreich bezeichnet. Sofern 
nicht anders angegeben. entsprechen die Zahlen konstanten Preisen 
(von 201 1 ). 

Grundlegende Bestimmungen und Fachbegriffe im Zusammenhang 
mit dem EU-Haushalt sind im Glossar zusammengefasst. 

(3) Zum im Juni 201 5  übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das BKA 
und BMVIT im Juli und das BMF im August 201 5  Stellung. Stellung­
nahmen des BMASK und des BMLFUW unterblieben. Der RH verzich­
tete gegenüber dem BKA. dem BMF und dem BMVIT auf eine Gegen­
äußerung. 
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2 Das Haushaltsverfahren der EU beginnt am I .  September I und endet 
am 3 1 .  Dezember. Der Haushaltsplan, der die Einnahmen und Ausga­
ben abbildet, wird gemäß Art. 3 \ 4  des Venrags über die Arbeitsweise 
der EU (AEUV) jährlich auf Vorschlag der Europäischen Kommission 
gemeinsam vom Europäischen Parlament und vom Rat (Haushaltsbe­
hörde) beschlossen und von der Europäischen Kommission zusammen 
mit  den Mitgliedstaaten in eigener Verantwortung (Art. 3 \ 7  AEUV) 
vollzogen. 

Die Europäische Kommission kann gemäß An. 4\ EU Haushaltsord­
nung (EU-HHO) im Jahresverlauf unter unvermeidlichen, außerge­
wöhnlichen und unvorhersehbaren Umständen vorschlagen, den fest­
gestellten Haushaltsplan durch Berichtigungshaushaltspläne zu ändern. 

3 Der vom Europäischen Parlament und vom Rat verabschiedete Jahrcs­
haushalt finanziert sich aus Eigenmineln und sonstigen Einnahmen. 
Die Eigenminei2 setzen sich aus traditionellen Eigenmineln (TEM)l, 
Mehrwertsteuer-Eigenmineln (MwSt-Eigenmittel)4 und Eigenmineln 
aus dem Brunonalionaleinkommen (BNE-EigenmitteI)5 zusammen. 
Sonstige Einnahmen sind z.B. Beiträge und Erstanungen im Rahmen 

laut indikativem Zeilplan Ende April 
1: Die Eigenmillei werden im Wcscllllichcn aur Basis der jeweiligen Wiruchan.skraft der 

Mitgliedstaaten bemessen. Grundlage hierfUr ist der sogenannte Eigcnmiltclbeschluss. Ocr 
MEigcnmiucJbeschluss 200r ruf die Periode 2001 bis 201 J trat mit Beschlus� des Rates 
vom 7. Juni 2007 über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften. 

2007/436/EG. Euralom. ABI. Nr. l 163 vorn 2). Juni 2001. nach Ratirlzierung durch alle 
27 EU-Mitgliedstaaten am I .  Marz 2009 ruckwirkend mit I. Jänner 2001 in Kraft. 

) Die traduionellcn Eigenmiucl (TEMI setzen sich insbesondere aus ZOllen und Zucker­
abgaben zusammen. Sie werden bei den Winschartsbcleiligten erhoben und von den 

Milglirdslaaten zugunSlen der EU eingezogen. Die TEM melkn dem EU-Haushalt direkt 
zu. nachdem die Mngliec:btaaten 25 � des Betrags zur Deckung ihrer Erhebungskoslen 

einbehalten haben (Einhebungsvergotung). 

Die MwSt-Elgenminel werden auf Basis der MwSt-Bemessungsgrundlagen der Mitglied­
Slaaten erhoben. Ba der Berechnung wmt cin einhclllicher Satz zugrunde gelegt. der seit 
dem I . Jänner 2007 grundsatzlich 0,3 � betragt (abweichend davon wurden die Abruf­
�tze rur ÖSterreich mit 0.225 � rur Dcul5chland mit 0, 1 5  q, und tUr die Niederlande 
und Schweden mit 0.1 � festgelegt). Die MwSt-Grundlage eincsjeden MltgJiedstaats ist 
auf hOChstens SO Qb seines Bruuonationalcinkommens (BNE) begrenzt (_Kappung"'). 

., Die BNE-Eigenminel wurden 1 988 mit dem Ziel eingefühn. den EU-Haushalt bei 
Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. d.h. den nicht durch sonstige Einnahmen 
gedeckten Teil der Ausgaben zu fmanzieren. 
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der Abkommen und Programme der EU oder Verzugszinsen und Geld­
bußen.6 

Die nicht durch die TEM und MwSt-Eigenminel gedeckten Ausga­
ben werden durch die BNE-Eigenminel zur Erreichung eines ausge­
glichenen Haushalts aufgefüllt. 

Die Mitgliedstaaten haben den MwSt-Abrufsatz seit 1 994 minels 
Eigenminelbeschluss kontinuierlich gesenkt (siehe TZ 4). Durch ver­
mehrte Partnerschaftsabkommen mit Drittstaaten sanken auch die Ein­
nahmen aus den Zöllen und somit die TEM. Demzufolge erhöhte sich 
der Anteil der B E-Eigenminel zur Erreichung eines ausgeglichenen 
Haushalts sukzessive. Die BNE-Eigenminel werden jährlich im Rah­
men des Haushalt verfahrens festgelegt. Der Gesamtbetrag der Eigen­
minel darf dabei 1 ,24 % der Summe der Brunonationaleinkommen 
(BNE) der Mitgliedstaaten nicht übersteigen. 

4 ( I )  ZU Beginn der Periode 2007 bis 201 3  hane der MwSt-Abrufsatz 
gerundet 0,))55 % im Durehsehnin flir alle Mitgl iedstaaten betra­
gen. Gemäß Eigenmittelbeschluss des Rates vom 7. Juni 2007 über 
das System der Eigenminel der Europäischen Gemeinschaften wurde 
die Berechnung auf einen einheitlichen Satz von 0,3 % herabgesetzt. 
Abweichend davon reduzierte der Europäische Rat zur Vermeidung 
exzessiver negativer Nenopositionen die Abrufsätze für vier Mitglied­
staaten, darunter Österreich. Für Österreich betrug der Satz 0,225 %.1 
Der Eigenminelbeschluss für die Periode 2007 bis 201 3  trat nach Rati­
fikation der (damals) 27 EU-Mitgliedstaaten (EU-27) am I .  März 2009 
rückwirkend mit I .  Jänner 2007 in Kraft, was sich auf die MwSt-Minel 
ab 2009 auswirkte und im Ausgleich dazu die B E-Eigenminel ent­
sprechend erhöhte. 

(2) Am 26. Mai 201 4  beschloss der Europäische Rat das Eigenminel­
system für die Periode 20 14  bis 2020. Es wird nach erfolgter Ratifika­
tion durch die Mitgliedstaaten ebenfalls rückwirkend in Kraft treten 

6 Nach An. 22 EU-HHO kann die Europäische Kommission Zuw�ndungen lugunstcn 
der EU annehmen. was j!'doch sehr seilen vorkommt In der Periode 2007 bis 201 )  

flcl darunter die Verleihung des FriC'densnobt>lpreIStS a n  die EU rar ihren seit mehr als 
sechs Jahnchntcn andauernden Bcilldg lur FOrderung von Frieden und Versöhnung. 
Demokratie und Mcn.schcnrl'{'htcn in Europa In Höhe von 930.000 EUR. Diese MIttel 
gingen als zw(."("kgcbundcne Einnahme in die Rubrik 4 Ober: Die EU erhöhle das Preis­
geld auf 2 Mlo. EUR und setzte es im Rahmen der Init iative �Childrt'n of Pcacc" sell­
her als geziellcs Miliel zur FOrderung der Bildung in Konnlklgebieten fort. 

1 Für Deul5Chland bclrug der bcgOn!iougtc Abruf�.uz 0, 1 5  � für die iederlandc und 
Schweden jeweils 0.10 �. 
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(siehe dazu im Detail TZ 1 1 ). Der österreich ische Nationalrat geneh­
migte den Beschluss im Dezember 2014. 

Überblick Reformvorschläge 

5 ( 1) Im Zuge der Verhandlungen über den Finanzrahmen 201 4  bis 2020 
(siehe dazu TZ 10) war die Einsetzung einer interinstitutionellen Gruppe 
(.Hochrangige Gruppe Eigenminei") vereinbart worden, welche eine 
allgemeine Überprüfung des Systems der Eigenmittel vornehmen sollte. 
Am 25. Februar 2014 verkündeten die Präsidelllen des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Europäischen Kommission die Ein­
setzung dieser Gruppe, um .transparentere, einfachere, fairere und 
demokratisch rechenschaftspOichtige Wege zur Finanzierung der EU 
zu fmden". Das Europäische Parlament, der Rat und die Europäische 
Kommission ernannten jeweils drei Mitglieder; am 3. April 2014  fand 
in Brüssel die erste Sitzung statt. Das Ergebnis der Arbeit der Hoch­
rangigen Gruppe Eigenmitlel sollen die nationalen Parlamente auf 
einer interparlamentarischen Konferenz 2016 erörtern. Die Europäische 
Kommission wird parallel zum Prozess der Überprüfung und Überar­
beitung des Finanzrahmens 2014 bis 2020 bewerten, ob sie für den 
nachfolgenden Finanzzeitraum (2021 bis 2027) Reformen des derzei­
tigen Eigenmittelsystems vorschlagen wird. 

(2) Im Dezember 201 4  legte die liochrangige Gruppe Eigenmittel ihren 
ersten Bewenungsbericht vor. Darin kam sie zum Schluss, dass der 
Erfolg einer Reform des bestehenden Systems von folgenden Fak­
toren abhängt: 

- Der breitere wirtschaftliche und politische Zusammenhang des 
Eigenmittelsystems müsse tiefgehender untersucht und berücksich­
tigt werden, um eine neue Leitlinie für eine zukünftige Reform zu 
finden. 

- Um in Richtung eines verantwortlicheren, transparenteren, einfa­
cheren Finanzierungssystems des EU-Haushalts zu gehen, müsse 
eine Reihe von generellen und spezifischen Kriterien erfüllt wer-
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den, wobei das Kriterium der Gerechtigkeit das entscheidende und 
schwierigste sei. 

Entscheidende Bedingung sei ein gemeinsames Verständnis und 
die Anerkennung, dass das EU-Budget, und die EU als Ganzes, viel 
mehr seien als ein Nullsummenspiel, sowohl in fInanzieller als auch 
politischer Hinsicht. Dies sei das einzig positive und sammelnde 
Argument, das eine gemeinsame Ambition für eine Reform schaf­
fen und nationale Interessen mit einem höheren europäischen Inte­
resse vereinen könne. 

Konkrete Reformvorschläge enthielt der Bewertungsbericht nicht. Wei­
tere Maßnahmen erfolgten bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung 
nicht. 

6 ( I )  Bereits im Jahr 201 1  unterbreitete die Europäische Kommission Vor­
schläge flir ein neues Eigenmitteisystem,B welche zunächst drei Ele­
mente umfassten: 

- die Vereinfachung hinsichtlich der Beiträge der Mitgliedstaaten, 

- die Einflihrung neuer Eigenminel (Finanztransaktionssteuer und 
neue MwSt-Einnahmen) und 

- die Reform der Korrekrurmechanismen. 

(2) Darüber hinaus stellte die Europäische Kommission am 28. Sep­
tember 201 1 einen Richtlinienvorschlag des Rates9 zur Harrnonisie­
rung der Steuern der Mitgl iedstaaten auf Finanzlransaktionen vor, um 
das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes zu gewährleisten. 
Der Vorschlag folgte folgenden Zielen: 

- einer Fragmentierung des Binnenmarktes für Finanzdienslleistungen 
vorzubeugen ; 

8 Europäische Kommi.ssion, Vorschlag für den ß�chluss des Rales Ober das Eigcomiltcl­

SYSICIll der Europäischen Union. KOM(20 1 1 )  510 cndgOllig vorn 29. Juni 201 1 ;  geän­

derter Vorschlag tUf einen Beschluss des Rau .. -s aber das Eigenmittdsyslcm der Euro­

päischen Union. KOM(20 1 l )  139 endgü]lig vom 9. November 2011  

Zur Wahrung einer strikten Haushahsdisziplin schlug die Europäische Kommission vor, 

die Eigenmitlcl-Obcrgrenzc der jährlichen Minel rur Verpnichlungcn auf 1.29 qo der 

Summe der BNE der Mitgliedstaaten und rur Zahlungen auf 1.23 qo derselben Summe 

fl'SI1.USCl2en, 

I} Europäische Kommission. VorsChlag für eine Richtlinie des Ratcs über das gemeinsame 

Finanztransaktionssteuersysu.>m. KOM(201 l)  594 vom 28. September 2011 
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- sicherzustel len, dass der Finanzsektor angemessen an den Kosten 
der jüngsten Krise beteiligt wird und in steuerlicher Hinsicht die 
gleichen Wellbewerbsbedingungen bestehen wie für andere Win­
schaftszweige; 

- Anreize zu schaffen zur Unterbindung von Transaktionen, die der 
Effizienz der Finanzmärkte nicht fOrderl ich sind, und dadurch die 
regulatorischen Maßnahmen zur Vermeidung künftiger Krisen zu 
ergänzen. 

Finanzt ra nsaktionssteuer 

7 Die Finanztransaktionssteuer sollte gemeinsam mit dem neuen Eigen­
millelsystem der EU als neue Eigenmillelquelle dienen. Dajedoch eine 
EU-weite Einführung vor allem aufgrund des Widerstands des Ver­
einigten Königreichs keine Zust immung fand, beschloss der ECOFIN 
auf Vorschlag der Europäischen Kommission 10 am 22. Jänner 201 3, elf 
Mitgliedstaaten (darunter Österreich) zu ermächtigen, eine verstärkte 
Zusammenarbeit untereinander zur Einführung einer Finanztransak­
tionssteuer zu schaffen. Am 1 4. Februar 201 3 schlug die Europäische 
Kommission eine Richtliniell als Grundlage für die Umsetzung einer 
verstärkten Zusammenarbeit in diesen elf'2 Mitgliedstaaten vor. 

Der Rat ersuchte im Februar 201 3  die teilnehmenden Mitgliedstaaten, 
zu prüfen, ob die Finanztransaktionssteuer die Grundlage ftir eine neue 
Eigenmillelkategorie für den EU-Haushalt werden könnte. 

Im Juli 201 3  billigte das Europäische Parlament den Vorschlag der 
Europäischen Kommission 1 )  u.a. mit folgender Änderung: Nach Ein­
führung der Finanztransaktionssteuer sollte die gesamte Summe der 
Eigenmillel aus der Finanztransaktionssteuer oder ein Teil in Bezug 
auf die Beiträge der Mitgliedstaaten ein zu äLZliches Finanzmillel dar­
stellen. Die Steuer sollte für europäische Investitionen zur Verfügung 
stehen, ohne dass die nationalen Beiträge der teilnehmenden Mitglied­
staaten zum EU-Haushalt verringen werden. Dies würde eine Erhö-

10 Vorschlag rur einen Beschluss des Rates über die Ermächligung zu einer vCßtärk.ten 

Zusammenarbcil im Bereich der FinnnzlransaktionSSlcuer KOM(2012} 631 endgültig 

vom 25. OklOber 2012 

11 Vo&hlag rur eine Richtlinie des Rates aber die Umsetzung einer verstärkten Zusammen­

arbeit im Bereich der Finanztransaktionssteuer KOM(2013) 71 vom 14t. Februar 2013 

11  Belgien. DeutSChland. Estland. Frankreich. Griechenland. lIalien. OSI('r�ich. Ponugal. 

Slowakei, lowenien und Spanien 

I) 201 J/()()4S(CNS} Entschließung des Europllischcn Parlaments zum Vorschlag der Richt­

linie des Rates aber die UmselZung elßer verstärkten Zlß3R1R1enarben im Bereich der 

Finanzlrans.akllon�teu('r VOnl 1. Juli 201 )  
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hung des EU-Haushalts bedeuten. Die Entscheidung über die Ausge­
staltung der Richtlinie sowie die Verwendung der Einnahmen obliegt 
jedoch den an der verstärkten Zusammenarbeit teilnehmenden Mit­
gliedstaaten, da das Europäische Parlament gemäß Art. I I )  AEUV im 
Steuerbereich nur Empfehlungen abgeben kann (besonderes GeselZ­
gebungsverfahren). 

Die Europäische Kommission bekräftigte am 4. Februar 2014 ihre 
Zustimmung ftir die Einftihrung einer Finanztran aktionssteuer und 
halle auch keine Einwände gegen eine stufenweise Umsetzung. Am 
5. Mai 201 4  einigten sich die Finanzminister von zehn 14  an der verstärk­
ten Zusammenarbeit tcilnehmenden Mitgliedstaaten auf die Rahmenbe­
dingungen. In einer gemeinsamen Erklärung hielten sie die schrittweise 
Umsetzung - Besteuerung zunächst von Aktien und einigen Derivaten 
- sowie die Ausarbeitung der Details bis Ende 201 4  fest. 2016 soll die 
Finanztransaktionssteuer erstmalig eingehoben werden. 

Im Rahmen der verstärkten Zusammenarbeit begann daraufhin die 
Ausarbeitung technischer Details. Mit Jahresanfang 201 5  lagen d iese 
Details noch nicht vor. Die Finanzminister von Österreich und Frank­
reich präsentierten im Jänner 201 5 einen überarbeiteten Plan zur Ein­
ftihrung der Finanztransaktionssteuer. Demzufolge war die Abgabe auf 
Aktien ab 201 6 und auf weitere Transaktionen ab 201 7, ausgenom­
men Staatsanleihen, vorgesehen. Die Europäische Kommission halle 
für den Handel mit Aktien und Anleihen eine Abgabe von 0, I % vor­
geschlagen, der Derivatehandel sollte mit 0,01 % besteuert werden. 
Die Finanztransaktionssteuer soll alle Investoren oder Firmen betref­
fen, die in einem von elf Euro-Staaten, so auch Ö terreich, solche Pro­
dukte kaufen oder verkaufen. Die Steuer war laut Auskunft des BMF 
als nationale Einnahme vorgesehen. Im österreich ischen Budget war 
die Steuer ab 2016 mit 500 Mio. EUR p.a. eingepreist. l �  Die deflllitive 
Ausgestaltung war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung offen. Beim 
Treffen der Eurogruppe im Mai 201 5 seien laut BMF Aufträge ftir wei­
terftihrende Schritte erteilt worden, Ergebnisse würden ftir das näch­
ste Eurogruppentreffen im Juni 201 5  erwartet. 

8 Der MehIjährige Finanzrahmen (MFR) der EU war nicht nur Instrument 
der Haushaltsplanung, sondern auch Ausdruck der politischen Priori­
täten. Er war Teil eines umfassenden Pakets, das auch die EU-Eigen­
millel sowie eine Reihe sektorspezifischer Recht vorschriften umfasste, 
die ftir jedes Ausgabenprogramm der EU die Bedingungen, unter denen 

14 Slowenien untcrzdchnctc die gemeinsame Erklärung nich!. 

• ., siehe dazu Bundcsrcchnungsabschluss (BRA) 2014; Voranschlagsvcrgleichsrcchnung. 
Stand )1.  März 2014. Kapitel 4.3 
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Ausgaben in Betracht kommen, und die Kriterien für die Bereitstel­
lung von Mitteln festlegten. 

Der MFR gab einen Rahmen rur die Finanzplanung und die Haushalts­
disziplin vor, indem er sicherstellte, das die Ausgaben der EU vor­
hersehbar waren und innerhalb der vereinbarten Grenzen blieben. Der 
MFR bildete damit die Grundlage für den jährlichen Haushaltsplan 
(siehe TZ 2). In diesem MFR waren für jedes Haushaltsjahr Höchstbe­
träge für Verpnichtung(sermächtigung)en pro Politikbereich (Rubrik) 
und Zahlung(sermächtigung)en (tatsächliche Ausgaben) - diese ohne 
Aufschlüsselung nach Rubrik - festgelegt. Die konkreten jährlichen 
Obergrenzen der Mittel für Zahlungen wurden innerhalb des Rahmens 
für Verpnichtungen durch Schätzungen emlittelt. 

9 ( 1 )  Mit der Interinstilutionellen Vereinbarung ( l fV) des Europäischen 
Parlaments, des Rates und der Europäischen Kommission vom 1 7. Mai 
2oo6t6 war der MFR für den Zeitraum 2007 bis 201 3 beschlossen wor­
den. Nachfolgend wurde er mehrfach abgeändert, um ftnanzielle Mit­
tel für unvorhergesehene Ereignisse zur Verfügung zu stellen. Ebenso 
nahm die Europäische Kommissionjährliche technische Anpassungen 
vor: Das waren Anpas ungen an die Innation sowie zur Neuberech­
nung der Obergrenze für Mittel für Zahlungen (Angabe in 'lb des B E), 
um der tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tra­
gen. 

(2) Der MFR für die Periode 2007 bis 201 3  sah Mittel für Verpnich­
LUngen von insgesamt 975,777 Mrd. EUR bzw. durchschnittlich 
1 39,397 Mrd. EUR pro Jahr sowie Mittel für Zahlungen von insge­
samt 925,950 Mrd. EUR bzw. durchschnittlich 1 32,279 Mrd. EUR pro 
Jahr vor. Die Zahlungen entsprachen rd. 1 , 1  'lb des BNE der EU. 

Tabelle 1: Finanzrahmen für die Periode 2007 bis 2013 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 s.._ 
in Mio. EUR (zu jeweiligen Preisen) 

Mittel für 124.457 132.797 134.722 140.978 142.272 148.049 152.502 975.777 Verpflichtungen 

in % des BNE 1,02 1.08 1.16 1.18 1.15 1.13 1.15 

Mittel für Zohlungen 122.190 129.681 120.445 134.289 133.700 141.360 144.285 925.950 

In "' des PE 1.00 1.05 1.04 1.12 1.01 1.01 1.01 

QueUen: EU-HaushaLt 2013. Finanzbericht EK; Darstellung RH 

16 ABI. Nr. C 1 39 vom 14. Juni 2006. S. I 
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(3) Der MFR 2007 bis 201 3 sah rur d ie  Rubrik I (Nachhaltiges Wachs­
tum) mit 45,0 'lI> der Gesamtmiltel (439, 1 1 5  Mrd. EUR) den größten 
Anteil vor. 

- Auf die Teilrubrik l a  (Weubewerbsf<ihigkeit filr Wachstum und 
Beschäftigung) entfielen 9,3 'lI> der Gesamtmittel (90,250 Mrd. EUR), 
davon mehr als die HälFte auf das Siebente Rahmenprogramm filr 
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (RP7), 
das auch das EURATOM-Programm miteinschloss. Das RP7 stellte 
das wichtigste Instrument Für die ForschungsfOrderung im Zeit­
raum 2007 bis 201 3 dar. 

- Für die Kohäsionspolitik der EU (Teilrubrik I b, Kohäsion für Wachs­
tum und Beschäftigung) wurden 35,8 'lI> des EU-Gesamtbudgets 
(348,865 Mrd. EUR) verausgabt. Die Abwicklung erfolgte über die 
drei Srrukturfonds 

o Europäischer Fonds filr regionale Entwicklung (EFRE), 

o Europäischer Sozial fonds (EFS) und 

o Kohäsionsfonds, I 7  

welche sich auf die drei Ziele Konvergenz, Regionale Wettbewerbs­
f<ihigkeit und Beschärtigung sowie die Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit (ETZ) beziehen. 

(4) Für die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewinschaftung der nalürlichen 
Ressourcen) waren 42,3 'lI> der Gesamtmittel (4 12 ,6 1 1  Mrd. EUR) bud­
getiert. Die Minel verteilten sich auf die Bereiche LandwirtschaFt, Ent­
wicklung des ländlichen Raums, Umwelt und Fischerei. Zur Finanzie­
rung der Ausgaben im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
einschließlich der Ausgaben Für die Entwicklung des ländlichen Raums 
wurden zwei Agrarfonds eingerichtet: 

- Europäischer Garantiefonds riir die Landwirtschaft (EGFL) und 

- Europäischer Landwirtschafisfonds riir die Entwicklung des länd­
lichen Raums (EiER). 

(5) Für die Rubrik 3 (UnionsbürgerschaFt, Freiheit, Sicherheit und Recht) 
umfassten die höchstzulässigen Verpflichtungen 1 ,3 'lI> der Gesamt­
mittel ( 1 2,247 Mrd. EUR). 

1 I  Österreich ist aus dem Koha .. lonsfonds nichl anspruchsbercchtigl. 
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- Die Teilrubrik 3a (Freiheit, Sicherheit und Recht) war den Bereichen 
Justiz und Inneres, G renzschutz und Einwanderungs- und Asyl po­
litik gewidmet. Dafür standen 7,549 Mrd. EUR (0,8 'lb der Gesamt­
mittel) zur Verfügung. 

- Die Teilrubrik 3b (Unionsbürgerschaft) mit  0,5 'lb des Gesamtbud­
gets (4,698 Mrd. EUR) sah Ausgaben ftir öffentliche Gesundheit 
und Verbraucherschutz, Kultur-, Jugend- und Informationspolitik 
sowie den Dialog mit den Bürgern vor. 

(6) Die Rubrik 4 (Die EU als globaler Akteur) deckte alle Außenmaßnah­
men der EU ab. Daftir standen 5,7 'lb der Gesamtmittel (55,935 Mrd. EUR) 
zur Verfügung. 

(7) Aus der Rubrik 5 wurden die Verwaltungsausgaben aller Organe 
und Einrichtungen sowie Ruhegehälter fmanzien. Im Zeitraum 2007 
bis 201 3 waren daftir 5,6 'lb der Gesamtmittel (54,932 Mrd. EUR) vor­
gesehen. 

(8)  Die Ausgleichszahlungen der Rubrik 6 (937 Mio. EUR) stellten Son­
dermittel ftir Rumänien und Bulgarien im Zusammenhang mit dem 
EU-Beitritt dieser Länder für die Jahre 2007 bis 2009 bzw. für Kroa­
tien ab 201 3  dar. 

10 ( 1 )  Der Venrag von Lissabon (in Kraft seit 1 .  Dezember 2009) ersetzte 
die langjährige Praxis, den MFR durch Interinstitutionelle Vereinbarung 
(IIV) zwischen Europäischem Parlament, Rat und Europäischer Kom­
mission festzulegen, durch die verpOichtende Verabschiedung einer 
Verordnung. Der MFR unterlag einem besonderen Gesetzgebungsver­
fahren, wonach der Rat gemäß An. 3 1 2  AEUV eine Verordnung zur 
Festlegung des MFR erließ und einstimmig nach Zustimmung des Euro­
päischen Parlaments den MFR beschloss. Der MFR enthielt nicht nur 
die jährlichen Obergrenzen der Mittel ftir VerpOichtungen je Ausga­
benkategorie und die jährliche Obergrenze der Mittel für Zahlungen, 
sondern auch al le sonstigen für den reibungslo en Ablauf des jähr­
lichen Haushaltsverfahrens sachdienlichen Bestimmungen. Er war ftir 
einen Zeitraum von mindestens fUnf Jahren zu erstellen. 

(2) Die Festlegung des MFR 201 4  bis 2020 erfolgte mit  VO (EU, 
EURATOM) Nr. 1 3 1 1 /201 3 des Rates vom 2. Dezember 201 3'8. Mit  
959,988 Mrd. EUR waren um 1 ,6 'lb geringere VerpOichtungen über 

18 Verordnung (EU. EURATOM) Nr. 1 3 1 1 /2013 des Ralcs vom 2. Dczember 2013 zur FCSl­
legung des mehrjährigen Finanzrahmens rar die Jahre 2014 bis 2020. AßI. Nr. l 347 

vom 20. Dezember 20t) 
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den siebenjährigen Zeitraum gegenüber dem MFR 2007 bis  201 3  
(975,777 Mrd. EUR) vorgesehen. 

Abbildung I :  Mehrjähriger Finanzrahmen 2007 bis 20 1 3  und 201 4 bis 2020, 
Verpn ichtungen im Vergleich; in Mrd. EUR 

MFR 2007 - 2013 

MFR 2014 - 2020 

Bund 2015/ 1 4  

12.25 0.94 

... 1'" .. -' " " .  \' , 
" " .  439,12, 412,61 55,94 54,931 h I . ,....J. -- - ,  •. �. c '  

15,69 0,03 

; . 450,76 373.18 sa.70 61,63 1 
,. .... ' . 
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• Rubrik 1: Intelligente, und integrative, Wach'tum Rubrik 4: Europa in der Welt 

• Rubrik 2: Nachhaltige, Wach,tum: natürliche Re"ourcen Rubrik 5: Verwaltung 

• Rubrik 3: Sicherheit und Union,bürgerschaft • Rubrik 6: Au'gleichszahlungen 

QueLLen: EU-HaushaLt 2013. Finanzbericht EK; Darstellung RH 

Die Kürzungen der Verpmchtungen betrafen hauptSächlich die Rubrik 2 
(Nachhalt iges Wachstum: natürliche Ressourcen), während alle ande­
ren Rubriken eine Erhöhung aufwiesen: 

- Rubrik I (Intell igentes und integratives Wachstum):  + 2,7 'lb (von 
439, 1 1 5  Mrd. EUR auf 450,763 Mrd. EUR); 

- Rubrik 2 (Nachhaltiges Wachstum: natürliche Ressourcen); - 9,6 'lb 
(von 4 1 2,61 1  Mrd. EUR auf 373. 1 79 Mrd. EUR); 

- Rubrik 3 (Sicherheit und Unionsbürgerschaft): + 28, 1 'lb (von 
1 2,247 Mrd. EUR auf 1 5,686 Mrd. EUR); 

- Rubrik 4 (Europa in der Welt): + 4,9 'lb (von 55,935 Mrd. EUR auf 
58,704 Mrd. EUR); 

- Rubrik 5 (Verwaltung): + 1 2,2 'lb (von 54,932 Mrd. EUR auf 
6 1 ,629 Mrd. EURl; 
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- Die Rubrik 6 (Ausgleichszahlungen) spielte rur den MFR 2014 bis 
2020 keine Rolle. 

(3) Der MFR 20 14  bis 2020 enthält folgende neue Flexibilitätsmaß­
nahmen: 

- Flexibilität bei Zahlungen: Möglichkeit der Übertragung der (inner­
halb der festgelegten Gesamtobergrenzen) nicht in Anspruch genom­
menen Millel und Spielräume auf das nächste Haushaltsjahr. 

- Flexibilität bei den Verpflichtungen im Bereich Wachstum und 
Beschäftigung: Werden im Zeitraum 2014 bis 2017 Millel rur Ver­
pflichtungen nicht in Anspruch genommen, bilden diese eine 
RückJage für zusätzliche Ausgaben zugunsten von Wachstum und 
Beschäftigung (insbesondere zur Förderung der Beschäftigungjun­
ger Menschen), die zwischen 201 6 und 2020 getätigt werden. 

- Sonderflexibilität rur die Beschäftigung junger Menschen und die 
Forschung: Bis zu 2, I Mrd. EUR der für die Beschäfligungsinitia­
tive für Jugendliche sowie bis zu 400 Mio. EUR der für Forschung, 
Erasmus und KMU für spätere Jahre veran chlagten Millel können 
bereits 2014 und 20 1 5  eingesetzt werden. 

- Spielraum für unvorherge ehene Ausgaben: 0,03 'lb des Brullona­
tionaleinkommens (BNE) der EU sind als Millel letzter Instanz zur 
Reaktion auf unvorhergesehene Umstände veranschlagt. 

Außerhalb des MFR werden, wie bereits im MFR 2007 bis 201 3, auch 
im MFR 201 4 bis 2020 die folgenden vier Instrumente zur Reaktion 
auf unvorhergesehene Ereignisse wie Krisen- und Notfallsituationen 
fmanziert: 

- Soforthilfereserve zur Finanzierung von humanitären Einsätzen 
sowie zivilen Krisenbewältigungs- und Katastrophenschutzein­
sätzen in Drinstaaten bei unvorhergesehenen Ereignissen (max. 
280 Mio. EUR pro Jahr); 

- Flexibilitätsinstrument zur Finanzierung klar eingegrenzter Ausga­
ben, die nicht im Rahmen der MFR-Obergrenze aus dem EU-Haus­
halt fmanziert werden können (max. 471 Mio. EUR pro Jahr); 19 

l' eingesetzt 1.8. 2009 zur Finanzierung von Encrgieprojcklcn im Zusammenhang mil 

dem Europäischen Konjunklurprogramm und zur Slillh:gung eines KemkraflwerLs in 

Bulgarien 
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- Europäischer Solidaritätsfonds (EUSF) zur raschen flllanziellen Hilfe 
bei einer Katastrophe in einem Mitgliedstaat oder Bewcrberland 
(max. 500 Mio. EUR) ; 

- Europäischer Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) 
zur Reintegration in das Arbeitsleben von Arbeitnehmern, die auf­
grund größerer Strukturvcränderungen im Welthandelsgefüge 
arbeitslos geworden sind (max. 1 50 Mio. EUR pro Jahr). 

11 Im Eigenmittelbeschluss für den MFR 2014 bi 2020 beschloss der Rat 
folgende Änderungen bei den Einnahmen: 

- Der MwSt-Abrufsatz wird für die Niederlande, Schweden und 
Deutschland vorübergehend auf 0, I 5 'lb reduziert (2014 bis 2020). 

- Der jährliche BNE-Beitrag der Niederlande wird um 695 Mio. EUR 
vorübergehend (2014 bis 2020) reduziert, der BNE-Beitrag Schwe­
dens um 1 85 Mio. EUR und Dänemarks um I JO Mio. EUR. 

- Der BNE-Beitrag Österreichs wird im Jahr 201 4  um )0 Mio. EUR, 
im Jahr 201 5 um 20 Mio. EUR und im Jahr 201 6 um 10 Mio. EUR 
reduziert. 

- Die Einhcbungsvergütung bei den traditionellen Eigenmilteln wird 
von 25 'lb auf 20 'lb reduziert. 

201 6 wird die Europäische Kommission das Funktionieren des MFR 
2014 bis 2020 unter umFassender Berücksichtigung der dann gege­
benen wirtschaFtlichen Lage sowie der neuesten makroökonomischen 
Projektionen überprüfen. 
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1 2  Die Summe aller Einnahmen betrug im Jahr 201 3 1 49,504 Mrd. EUR. 
Das war ein Anstieg um 7,1 'lb im Vergleich zum Jahr 201 2  mit 
1 39,54 1 Mrd. EUR. Gegenüber 2007 ( 1 1 7,563 Mrd. EUR) erhöhten sich 
die Einnahmen um 27,2 'lb. Am 1 .  Juli 201 3 trat Kroatien der EU bei, so 
dass sich Einnahmen und Ausgaben ab diesem Zeitpunkt auf 28 Mit­
gliedstaaten bezogen. 

Von 2007 bis 201 3 erhöhte sich der Anteil der BNE-Eigenminel an den 
Einnahmen um 49, 1 'lb und lag 201 3 mit 1 10, 1 9 5  Mrd. EUR bei 73,7 'lb 
der Gesamteinnahmen, während dieser Anteil im Jahr 2007 noch 
62,9 'lb betragen hane. Der Anteil der MwSt-Eigenminel belief sich 
demgegenüber im Jahr 201 3  mit 1 4,020 Mrd. EUR nur noch auf9,4 'lb 
der Gesamteinnahmen, nachdem er im Jahr 2007 noch 1 6,5  'lb ausge­
macht hane. Die TEM zeichneten mit 1 5,365 Mrd. EUR im Jahr 201 3 
für 10,3 'lb der Einnahmen verantwonlich, die sonstigen Einnahmen 
mit 8,706 Mrd. EUR für 5,8 'lb, und auf den Über.;chuss des Vorjahres 
entfielen mit  1 ,054 Mrd. EUR 0,7 'lb. 

Abbildung 2:  Einnahmen der EU von den EU-28 nach 
Einnahmequellen, i m  Jahr 201 3 (in %) 

0.7 '" 5.8 '" 

• ,",wSt-Eigenmittel 

• BNE-Eigenmittel 

TE'"' 

• Überschuss 

• sonstige Einnahmen 

QueUen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EI(; Darstellung RH 

Die nachstehende Abbildung zeigt die Entwicklung der einzelnen Ein­
nahmequellen von 2007 bis 20 I 3. Über die Periode 2007 bis 20 I 3 sind 
das Inkrafllreten des MwSt-Eigcnminelbeschlusses ab dem Jahr 2009 
sowie der Anstieg der BNE-Eigenmiuel deutlich zu sehen. Der gegen-

tluna 2015, 1  .. 
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über den anderen Jahren höhere Saldo (Säule "Überschuss") im 
Jahr 20 1 1  war darauf zurückzuführen, dass der Haushalt im Jahr 2010 
nur zu 97 'lb ausgenutzt worden war. Im Jahr 201 1 hingegen wurde 
der Haushalt zu 99 'lb ausgenutzt, was zu diesem Zeitpunkt den nied­
rigsten Saldo in der Periode bedeutete. 

Abbildung J :  Entwicklung der Einnahmequellen 2007 bis 201 3  [ in  Mrd. EUR) 

in Mrd. EUR 
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QueUen: EU-Haushalt 2013, Finanlbericht Eie; Darstellung RH 
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Abbildung 4 zeigt die Gesamteinnahmen der EU in der Periode 2007 
bis 201 3, in jedem Jahr gegliedert nach Einnahmequellen. 

Abbildung 4:  Einnahmen der  EU 2007 bis 201 3 ( in  Mrd. EUR), nach Einnahmequellen 
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QueUen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EI(; Darstellung RH 
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56 

13 ( I )  Die aus dem EU-Budget geleisteten Ausgaben der Jahre 2007 bis 
201 3  sind in Abbildung 5 gegliedert nach Rubriken dargestellt. Im 
Jahr 201 3  betrugen sie 1 48,469 Mrd. EUR ( 1 38,683 Mrd. EUR im 
Jahr 201 2) und stiegen damit um 7, I 'Ib gegenüber dem Vorjahr. Im 
Vergleich zum Jahr 2007 ( 1 1 3,953 Mrd. EUR), dem Beginn der Pro­
grammperiode mit entsprechenden Vorlaufzeiten bei der Umsetzung, 
bedeutete dies eine Steigerung um 30,3 'Ib, die besonders in der Rubrik I 
(Nachhaltiges Wachstum) zu verzeichnen war. In  dieser Rubrik chlug 
sich ab dem Jahr 2010 die Strategie Europa 202020 nieder. Die Euro­
päische Kommission bekannte sich in diesem Zusammenhang dazu, 

20 Wath!)(l.Ims- und Bl-sch.:Jftigungsstrategic der EU rnit fünf Kemt.ielcn: Beschäftigung. 
FOßChung und Entwicklung. Klima/Energie. Bildung, soziale Eingliederung und 
Armulsbekämpfung 
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die Ziele der Strategie Europa 2020 durch verstärkte Prioritätenset­
zung und ein genaueres Ausrichten der EU-Ausgaben auf diese Ziele 
zu erreichen und erhöhte demcntsprcc:hend die Ausgaben der Rubrik 
1a für die Wetlbewerbsfahigkeit für Wachstum und Beschäftigung [For­
schung und Innovation, Bildung und Ausbildung, EU-Netze, Sozial­
politik, Binnenmarkt und damit einhergehende Maßnahmen). 

Abbildung 5:  Ausgaben der EU 2007 bi  20 1 3  nach Jahren und nac.h Rubriken ( in  Mrd. EUR] 
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Die folgende Abbildung 6 zeigt die Ausgaben der EU an die 28 Mit­
gliedstaaten im Jahr 20) ), gegliedert nach Rubriken: 

Abbildung 6 :  Ausgaben der EU i m  Jahr 201 3 nach Rubriken ( i n  %) 

0,1 '" 
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natürlichen Ressourcen 

• 3 Unionsbürgerschaft, Freiheit, 
Sicherheit und Recht 

4 Die EU als globaler Akteur 

5 Verwaltung 

• 6 Ausgleichszahlungen 

Quellen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EK; Darstellung RH 

(2) Von den Ausgaben der EU im Jahr 201 3  entfIelen 

• auf die Rubrik I (Nachhaltiges Wachstum) 7 1 ,238 Mrd. EUR bzw. 
48,0 %; 

• auf die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen) 59,524 Mrd. EUR bzw. 40, 1 %; 

• auf die Rubrik 3 (Unionsbürgerschaft, Freiheit, Sicherheit und Recht) 
1 ,883 Mrd. EUR bzw. 1 , 3  %; 

• auf die Rubrik 4 (Die EU als globaler Akteur) 7,055 Mrd. EUR bzw. 
4,8 %; 

• auf die Rubrik 5 (Verwaltung) 8,693 Mrd. EUR bzw. 5,9 % und 

• auf die Rubrik 6 (Ausgleichszahlungen) 75 Mio. EUR bzw. 0, 1 %. 

Wie bereit im Jahr 201 2  erfolgten auch im Jahr 20 1 3  mit 48,0 % die 
meisten Rücknüsse in der Rubrik I (44,4 % im Jahr 201 2), gefolgt 
von der Rubrik 2 mit 40,1 % (42,6 % im VOIjahr). Die Ursache für den 
höheren Anteil der Rubrik I im Jahr 201 3 lag darin, dass in der Rubrik I 
die Zahlungen seit dem Jahr 2007 mit insgesamt 63,0 % stärker anstie­
gen als in der Rubrik 2, in der die Zahlungen seit dem Jahr 2007 auf 
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einem annähemd gleichen Niveau erfolgten (Anstieg um 8,9 %). Die 
Verteilung der Zahlungen auf die Rubriken im Jahr 20 1 3  entsprach 
nicht dem Miuelfluss über die gesamte Periode (siehe dazu TZ \ 4). 

14 ( I )  Von den Ausgaben der EU in der gesamten Periode 2007 bis 20\ 3 
(Abbildung 7) entfielen 

• auf die Rubrik \ (Nachhaltiges Wachstum) 370,39 I Mrd. EUR bzw. 
4\ ,7  %; 

• auf die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen) 397,98\ Mrd. EUR bzw. 44,8 %; 

• auf die Rubrik 3 (Unionsbürger.;chaft, Freiheit, Sicherheit und Recht) 
1 1 ,8 1 1  Mrd. EUR bzw. \ ,3  %; 

• auf die Rubrik 4 (Die EU als globaler Akteur) 5 \ ,293 Mrd. EUR bzw. 
5,8 %; 

• auf die Rubrik 5 (Verwaltung) 55,226 Mrd. EUR bzw. 6,2 % und 

• auf die Rubrik 6 (Ausgleichszahlungen) 0,935 Mrd. EUR bzw. 0, \ %. 

Abbildung 7 :  Ausgaben der E U  2007 bis 20) ) nach Rubriken ( i n  %) 

• 1 Nachhattiges Wachstum 

• 2 Bewahrung und Bewirtschaftung der 
natürlichen Ressourcen 

• 3 UnionsbiJrgerschaft. Freiheit. 
Sicherheit und Recht 

4 Oie EU als globaler Akteur 

5 Verwattung 

• 6 Ausgteichszahtungen 

QueUen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht Eie; Darstellung RH 
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(2 )  Während, wie  in  TZ 13  dargestellt, im Jahr 201 3  mi t  48,0 'lb der 
deutlich höchste Teil der Mittel in die Rubrik I _Nachhaltiges Wachs­
tum- noss (40, 1 'lb in die Rubrik 2), erfolgten in der gesamten Peri­
ode 2007 bi 201 3  mit 44,8 'lb die meisten Rücknüsse in der Rubrik 2 
_Bewahrung und Bewinschaftung der natürlichen Ressourcen-, die 
Rubrik I lag mit 4 1 ,7 'lb an zweiter Stelle. 

Gesamtausgaben im 
Vergleich zum MFR 
2007 bis 2013 

15 ( I )  Im Folgenden ist die Summe der Ausgaben (tatsächliche Zahlungen) 
der Periode 2007 bis 201 3  pro ITeil-)Rubrik sowie deren Anteil an den 
insgesamt im MFR daflir vorgesehenen Mineln der Periode 2007 bis 
201 3  dargestellt. Dabei handelt es sich j edoch nur um eine Größenord­
nung, weil noch Zahlungen für die Periode 2000 bis 2006 erfolgten; 
zudem vergleicht die Darstellung VerpOichlungen mit tatsächlichen 
Zahlungen; ein Vergleich innerhalb der tatsächlichen Zahlungen mit  
vorgesehenen Zahlungen ist nicht möglich, weil die l lV zur Festlegung 
des MFR nur die Mittel flir Verpnichrungen, nicht jedoch die Mi ttel 
flir Zahlungen auf die Rubriken aufglieden. 

Tabelle 2: Mittelfristiger Finanzrahmen 2007 bis 2013: Vergleich Verpflichtungen mit 

tatsächlichen Zahlungen 

totsiichliche 
Anteil 

Verpftichtungen 
Zahlungen 

Zihlungen In 
Verpftichtungen 

Rubrik in Hio. EUR in ,. 

1 lIKhhIItIges � lr 431.115 J7O.l91 14,3 

11 Wett�sfähigkeit für Wach,tum und Se",häftigung 90.250 78.949 87.5 

lb Kohä,ion für Wach,tum und Se"haftigung 348.865 291.442 83.5 

2 lewIhrung und lewirtsdIIftung der lIIIIIItIdIaI � 412.111 397.911 16.5 

3 lInIcIIIIIIIIrg FmheIt. SIcheIheIt und lIIldIt 1U47 • 11.111 16.4 

3a Freiheit. Sicherheit und Recht 7.549 4.880 64.6 

3b Unions bürgerschaft 4.698 6.931 147.5 

4 Die EU lIs gIobIIer � 55.935 51.293 91.7 

5 v.rw.Itung 54.932 55.226 100.5 

6 AusgWchszahIung fDr llulgarien. Rumlnien und 
937 935 99.1 lCroItien 

Summe 975.777 887.637 91.0 

vorge,ehene Zahlungen 2007 bi, 2013 925.950 

Summe der tahiichlichen Zahlungen 2007 bis 2012 887.637 
95.9 

Quelle: EU-Haushalt 2013. finanzbericht EK 
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Insgesamt wurden bis zum Jahr 201 3 9 1 ,0 % der Verpflichtungsbe­
träge ausbezahlt. Die Rubrik 3b verzeichnete mit 147,5 % eine erheb­
liche Überschreitung der Verpfl ichtungen. Dies resultierte daraus, dass 
die Ausgabenobergrenzen etwa rür den Solidaritätsfonds der EU nicht 
ga Iten, welcher der Rubrik 3b zugeordnet ist (siehe dazu TZ 1 9). 

(2) Vergleicht man die im MFR 2007 bi 2013 vorgesehenen Zahlungen 
von 925,950 Mrd. EUR mit den tatsächlich bereits erfolgten Zahlungen 
von 667,637 Mrd. EUR, so wurden in den Jahren 2007 bis 201 3 95,9 % 
der für die Periode vorgesehenen Mittel tatsäcltlich ausbezahll. lm Zeit­
raum 2007 bis 201 2  (739, 1 66 Mrd. EUR) waren es rd. 60 %. Für im Pro­
grammzeitraum 2007 bis 20 1 3  genehmigte Projekte verbleiben somit 
für über die Periode hinausgehende Zahlungen (n+2-Regel, vgJ. u.a. 
An. 89 Strukturfondsverordnung21 ) noch 4 , 1  % der Mittel. 

Zur nationalen Mitlelausschöpfung siehe TZ 3 1 .  

1 6  Die Abbildung 8 zeigt die Zahlungen der Mitgl iedstaaten a n  die EU 
und die Rückflüsse von der EU an die Mitgliedstaaten im Jahr 201 3, 
gereiht nach der Höhe der Rückflüsse. Österreich lag dabei im unteren 
MittelfeId: 1 7  Mitgliedstaaten erhielten in absoluten Zahlen mehr, zehn 
Mitgliedstaaten weniger Rückllüsse als Österreich. 

In neun Mitg.liedstaaten (darunter Österreich) waren die Zahlungen 
an die EU höher als die Rückflüsse von der EU an diese Mitgliedstaa­
ten. In den Jahren 201 1  und 201 2 war dies in zehn Mitgliedstaaten 
der Fal l .  1 9  Mitgl iedstaaten erhielten im Jahr 201 ) mehr Rückflüsse, 
als sie an die EU zahlten. 

21 va fEG) Nr. 108312006 des Rates vom 1 1 .  Juli 2006 mit allgemeinen Beslimmungen 

Oher den Europi'l.ischen Fonds ftlr regionale Entwicklung. den Europäischen Sozial­

ronds und den KohäSionsfonds. ABI. Nr. l 210 vom ) L Juli 2006 
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Abbildung 8:  Zahlungen a n  die EU und Rückflüsse an die Mi tgliedstaaten im Jahr 201 3  
(in Mio. EUR, gereiht nach Höhe der Rückflüsse) 

Polen 4.214 4 
16.119.5 

Frankreich 23.291.6 
14.239.3 

Spanien 1l.152.2 

Deutschland 

Italien 11.161.9 
12.554.3 

Griechenland 1.906.' 

Belgien 

Vereinigtes Königreich 17.0/;8.' 

Portugal 
1 . 193,0 

6.1/;2.8 

Ungarn 1.011 1 
5.909.8 

Rumänien 

Tschechische Republik 

Niederlande 6.552.1 

• Zahlungen 
Slowakei 9.3 

2.02/;.1 • Rückflüsse 
Bulgarien �.6 

1.976.9 

litauen 1..i04.8 
1.881.2 

Irland 1.731.2 
1.874.3 

Österreich 

Schweden 11,5 

luxemburg 1.il1.8 
1.598.2 

Finnland 
2.159.1 

1.496.8 

2.899.' Dänemark 1.434,8 

Lettland .. 2/;9.0 
1.063.2 

Estland &.i l l•9 
91J.3 

Slowenien 
.. '25.6 

81l.6 

Kroatien I 238.2 
290.0 

Zypern 1 18'.8 
221.1 

Malta 1 86.4 
113.7 

R -
H 

29.316.2 

5.000.0 10.000.0 15.000.0 20.000.0 25.000.0 30.000.0 
in Mio. EUR 

Quellen: EU-Haushalt 2013, Finanzbericht EI(: Oarstellung: RH 
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Die meisten EU-Mittel flossen im Jahr 2013  an  Polen, gefolgt VOn 
Frankreich, Spanien, Deutschland und Italien. Bezogen auf die Rück­
nüsse an die EU-28 im Jahr 201 3  ( 1 34,656 Mrd. EUR) entf,elen auf 
diese fünf Länder etwas mehr als die Hälfte ( 5 1 ,8 'lIl) aller zuorden­
baren Rückflüsse. Österreich lag an 1 8. Stelle (20 1 2  noch an 1 6.) und 
erhielt laut Europäischer Kommission mit 1 ,862 Mrd. EUR 1 ,4 'lIl der 
auf die Mitgliedstaaten zurechenbaren Rückflüsse. 

Die höchsten Beiträge zu den EU-Zahlungen leistete im Jahr 201 3  
ebenso wie i m  Jahr 201 2  Deutschland, gefolgt von Frankreich, Ita­
lien, dem Vereinigten Königreich und Spanien. Aus diesen fünf Län­
dern stammten 70,3 'lIl der EU-Einnahmen aller 28 EU-Mitgliedstaaten 
(98,273 Mrd. EUR). Österreich lag wie im Jahr 201 2 an zehnter Stelle 
und trug mit 3 , 1 9 1  Mrd. EUR 2,3 'lIl zu den Einnahmen der EU bei. 

17 ( I )  Für die Gegenüberstellung der Einnahmen und Ausgaben und damit 
zur Feststellung der Nettosaiden verwendet die Europäische Kommis­

ion eine besondere Berechnungsmethode. Diese Berechnungsmethode 
nimmt zu den ZaWungen und Rückflüssen folgende Korrekturen vor: 

- Bei den Rückflüssen an die EU-M itgliedstaaten berücksichtigt sie 
EU-seitige Verwalrungsausgaben nicht. 

- Die traditionellen Eigenmittel (TEM) zählt sie - wie bei der Berech­
nung der .. Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des 
Vereinigten Königreichs- (VK-Korrektur) - nicht den Einnahmen 
zu. Da die TIM sich aus der Durchftihrung gemeinsamer Polit iken 
(wie der Gemeinsamen Agrarpolitik und der Zollunion22) ergeben, 
werden sie nicht als nationaler Beitrag, sondern als reine EU-Ein­
nahme betrachtet. 

- Bei den Zahlungen wird einnahmenseitig nicht der tatsächliche 
.nationale" Beitrag der einzelnen Mitgliedstaaten herangezogen, 
sondern der minels Aufteilungsschlüssel errechnete Beitrag. 

Der Aufteilungsschlüssel ist der jeweilige Anteil der einzelnen Mit­
gliedstaaten an der Summe der nalionalen Beiträge; die Summe 
der nationalen Beiträge wird so angepasst, dass sie den aufgeteil-

22 Zollunion bedeutel. dass der Handel zwischen den Mitglied51aat�n nichl durch Zölle 

oder gleichwirkende Abgaben behindert werden darf und dass grunds!l.lzlich ein Ver· 

bOI von mcngenmäfligcn Einfuhr- und AU5.ruhrbcschr�nkungen bcSldu. 
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ten operativen EU-Gesamtausgaben23 entspricht, so dass der Net­
tosaldo auf EU-Ebene auf Null lautet. 

(2) Die nachstehenden Abbildungen 9 und 10 zeigen die Nettosaiden 
der EU-Mitgliedstaaten auf der Grundlage der Berechnungen der Euro­
päischen Kommission, einmal in absoluten Zahlen (Abbildung 9), ein­
mal als Anteil am Bruttonationaleinkommen (BNE) (Abbildung 10). 

Im Jahr 201 3 gab es elf Nettozahler und 1 7  Nettoempfanger. Der mit 
deutlichem Abstand größte Nettozahler war im Jahr 20 I 3 und ebenso 
im Mittel der Jahre 2007 bis 201 3  Deutschland, gefolgt vom Vereinig­
ten Königreich, Frankreich und Italien. 

Österreich befand sich 20 1 3  - ebenso wie im Jahr 2012 - und im Mit­
tel der Periode 2007 bis 201 3  an neunter Stelle der Nettozahler. Im 
Jahr 201 3  war der Nettosaldo Österreichs ähnlich dem von Dänemark 
und mehr als doppelt so hoch wie der Nettosaldo Finnlands. 

Der mit Abstand größte Nettoempfanger im Jahr 20 1 3  sowie im Mit­
tel der Periode 2007 bis 201 3 war unveränden Polen. Während im 
Jahr 201 2  nach Polen die größten Nenoempfanger Ponugal, Griechen­
land und Spanien waren, folgten im Jahr 201 3  Griechenland, Ungarn 
und Ponugal. Im Minel der Jahre 2007 bis 201 3 waren nach Polen 
Griechenland, Ponugal und Spanien die größten Nettoempfanger, wäh­
rend dies im Mittel der Jahre 2007 bis 201 2 die gleichen Länder, diese 
aber in der Reihenfolge Griechenland. Spanien und Ponugal waren. 

2l Bei den operauven Gesamtausgaben bleiben die Ausgaben rur die Verwaltung {z.B. 

Gehalter. Gcb!ludcmietenl unberuclsichtigt. Besonders hohe RückflUsse von der EU 
rur Verwallung erhalten Belgien und Luxemburg . .... ('11 don die zentralen Insututionen 

der EU ansässig SInd. Wurden die Verwaltungsausgaben benlcuichtigl werden. dann 

hatte dies elwa zur Folge. dass Belgien und luxemburg Nctloempfänger wären. 

Bund 2015/14  
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Abbildung 9 :  Nettosaiden, Werte im Jahr 201 3 und Mittelwerte der Periode 2007 bis 201 3 -

in absoluten Zahlen ( in Mio. EUR; gereiht nach den Werten 2 0 1 3 ) '  2 

Oeutschland _ 13.824.75 ___ _ 
Vereinigtes Königreich 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Schweden 

Belgien 

Dänemark 

Österreich 

Finnland 

luxemburg 

Zypern 

Kroatien 

Malta 

Irland 

Slowenien 

Estland 

lettland 

Slowakei 

litauen 

Bulgarien 

Spanien 

Tschechische Republik 

Rumänien 

Portugal 

- 8.641,65 ___ .IIi1.iI. 
- 8.445,69 

- 3.789,90 

- 2.675,07 

- 2.120,74 

- 1.541,13 

- 1.177,10 

- 1.151,74 

- 603,96 

- 69,39 I 

• Mittelwert 2007 bis 2013 

• 2013 

I 40,39 

I 49,61 

I 88,00 

P 179.15 

I 419.21 

771.40 

801,14 

1.187,39 

1. 514,48 

1.519,01 

3.058,17 

4.142.84 

•• iI_ 4.416,71 

lliiiiil __ 4.954,49 Ungarn 

Griechenland 5. 340,66 

Polen 

- 20.000.00 - 15.000,00 - 10.000.00 - 5.000,00 

in Mio. [UR 

keine Mittelwertheruhnung 2007 bis 2013 für Kroatien, da EU-ßeitriu erst 2013 

Die lanlen in der Abbildung weisen den JahreSWtft 20ll aus. 

Quellen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EI(; Darstellung RH 
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(3) In Bezug zur Wirtschaftsleistung (Brullonationaleinkommen - BNE) 
der einzelnen Mitgl iedstaaten ergab sich eine leicht veränderte Rei­
hung der Nettozahler im Vergleich zu den absoluten Euro-Beträgen. 
Im Jahr 201 3 wies Schweden vor Dänemark und Deutschland (wie 
bereits im Vorjahr) den höchsten Nettosaldo aus, gefolgt vom Verei­
nigten Königreich, den Niederlanden und Belgien. Demgegenüber hat­
ten Ungarn, Litauen und Estland die niedrigsten Nettosaiden, gefolgt 
von Bulgarien, Lettland und Polen. 

Im Mittel der Jahre 2007 bis 201 3 halle Deutschland den höchsten Net­
tosaldo im Verhältnis zum BNE und Litauen den niedrigsten. 

Der ettosaldo Österreichs im Verhältnis zum BNE betrug im Jahr 201 3 
ebenso wie im Jahr 201 2 - 0,4 'lIl, im Millel der Jahre 2007 bis 201 3 
- 0,3 'lIl (im Mittel gleich wie Finnland). Das Mittel der Jahre 2007 bis 
201 2 war mit - 0,2 'lb noch leicht darunter gelegen. Österreich lag somit 
201 3 an siebenter bzw. bei der Mitlelwertberechnung 2001 bis 2013  an 
zehnter Stelle. Im Jahr 201 2  war Österreich noch an achter Stelle gele­
gen. Zur detaillierten Berechnung des Nellosaldos siehe TZ 19 .  

Bund 2015/14 
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Abbildung 1 0 :  Nettosaiden, Werte im Jahr 201 3 und Mittelwerte der Periode 2007 bis  201 3 -
in Ofo des Bruttonationaleinkommens (BNE) (gereiht nach Werten 201 3) 1 2 

Schweden - 0.\1 " 

Dänemark - 0,49 " 

Deutschland - 0,49 " 

Vereinigtes Königreich - 0,46 " 

Niederlande - 0,45 " 

Belgien - 0,40 " 

Österreich - n,40 ,. 

Frankreich - 0,40 " 

Finnland - 0,31 " 

Italien - 0,24 " 

luxemburg - 0,22 " 

Kroatien 

Irland 

Zypern 

Spanien 

Slowenien 

Malta 

Slowakei 

Tschechische Republik 

Portugal 

Griechenland 

Rumänien 

Polen 

Lettland 

Bulgarien 
Estland 

Litauen 

Ungarn 

- 1.00 " 

• 0,12 '" 

,.. 0,15 " 

0,30 ... 

1,21 " 

••• r-- 1.l1 " 

1,83 " 

_ .... ..,.. - --..... .. � �_ .. 

.. - ---- .. _.-' 

• Mittelwert 2007 bis 2013 

• 2013 

1,44 " 

Z,71 " 

2,94 ... 

3,29 " 

1!!!!!!!!!!IlIl!l!!!!I!I!!!.!I!!!I!I!!!!!!!!!!!!!!!I- 3,44 " 

I!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!I!!!!!!I'_______ 3,91 ... 

4,33 " 

I!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!r"'" 4,54 " 

0,00 " 1,00 " 4,00 ... 5,00 " 

keine "'ittelwertberechnung 2007 bis 2013 für Kroatien. da EU-Beitritt erst 2013 
Oie Zahlen in der Abbildung ..... eisen den JoIhres'Wert 2013 aus. 

Quell!!!n: EU-Haushillt 2013. Finanzberitht EI(; OuneUung RH 
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Entwicklung der 
Nettosaiden 
Österreichs 

18 Bei Anwendung der Berechnungsmethode der Europäischen Kommis­
sion (siehe TZ 1 7 )  ergaben sich für Österreich folgende Neltosalden: 

Tabelle 3: Nettosaiden Österreich 2007 bis 2013 

2007' 2008' 2009' 2010 2011 2012 2013 
Durch-
schnitt 

in Mio. EUR 

Nettosaldo 0 545.50 0 341,39 0 431.55 0 676.96 - 805.11 - 1.073,30 - 1.251.74 o 732,Z2 

Veränderung zum 
244.03 - 204.12 90.16 245.41 128.16 268.18 178.44 135.75 Vorjahr 

in " 

Veränderung zum 
81 0 37 26 57 19 33 17 Vorjahr 

Rundungsdifferenzen möglich 

berücksichtigt die Rückwirkung des Eigenmittelbeschlusses 2007 (in Kraft getreten 2009) 

Quellen: EU-Haushalt 2013, Finanzbericht EI<; Darstellung RH 

Zahlungen und 
Rückflüsse 
Österreichs 

68 

Der Nettosaldo Österreichs betrug im Jahr 201 3  0 1 ,252 Mrd. EUR und 
war somit um 1 78,44 Mio. EHR höher als im Jahr 2012.  Im Durch­
schnitt der Periode 2007 bis 201 3  lag er bei 0 732,22 Mio. EUR pro Jahr. 

Aufgrund der Besonderheiten der Berechnung durch die Europäische 
Kommission (z.B. Nichtberücksichtigung der TEM) waren die Netto­
saiden Österreichs der Jahre 2007 bis 201 3  jeweils niedriger als die 
entsprechenden Ergebnisse der Differenzrechnung zwischen den Zah­
lungen und Rückflüssen (siehe Tabelle 4). 

19 ( I )  Österreich war über die gesamte Periode 2007 bis 201 3 EU-Netto­
zahler: Die Zahlungen an die EU waren höher als die Rückflüsse von 
der EU.24 Tabelle 4 stellt die Zahlungen und Rückflüsse und die Dif­
ferenzen (ohne Korrekturen gemäß TZ 1 7 )  - den .Haushaltssaldo des 
Bundes" - in der Periode 2007 bis 201 3  dar: 

24 Die Auszahlungen .. n die B("gün,51ig1(:n werden aus dem EFRE-Programmvorschuss 
vorrlnanziert und erst im AnschllClS VOll der Europ!Hschen Kommission an das Pro­
gramm e�taltet. Dahef effolgen die Rücknüsse immer etwas SpätCf als die Ausz.ah­

lungen und können die Zahlen der Europ:Hschen Kommission von den national dar­
gestellien Mitteln abweichen. 
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III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)72 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
EU-Zahlungsflüsse im Bundeshaushalt 
("Haushaltssaldo des Bundes") 

EU-Finanzbericht 2013 

Tabelle 4: Entwicklung der österreichischen Zahlungen und Rückflüsse 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 
Durch� Verinduung 
schnitt 2007/2013 

in Mio. EUR 

Zahlungen an die EU 2.218.08 2.194.39 2.315,84 2.626,88 2.688,67 2.942,18 3.191,42 2.596,78 + 973,34 

Rückflüsse von der 1.598,44 1.777,34 1.816,59 1.821,65 1.815,81 1.855,97 1.861,96 1.801,11 . 263,53 EU 

Differenz 619,64 411,05 499,25 805,23 812,86 1.086,21 1.329,45 795,61 + 709,81 

Differenz. 
240,54 - 202,60 82,21 305,98 7,63 273,35 243,25 

Veränderung zum in .. 
Vo�ahr 

+ 63 - 33 + 20 + 61 + 1  + 34 + 22 

Rundungsdifferenzen möglich 
QueUen: EU-Haushalt 2013, Finanzbericht EK; Darstellung RH 

Bund 2015/14 

Die Höhe der Zahlungen an die E U  sank im Jahr 2008 geringfügig und 
stieg danach jährlich an, insbesondere von 2009 aur 20\0. Ursache 
dafür war u.a. die im Jahr 2009 erfolgle rückwirkende Berücksichtigung 
der MwSt-Eigenmittel-Rabatte der Jahre 2007 und 2008 (siehe TZ 4). 

Zu Beginn der Periode im Jahr 2007 waren die Rückflüsse noch gerin­
ger als in den Folgejahren, was an den Vorlaufzeiten bei der Umsetzung 
am Beginn der neuen Programmperiode 2007 bis 201 3 lag. Betrach­
tet über die gesamte Periode 2007 bis 2013  stiegen die Rückflüsse 
von 2007 bis zum Jahr 201 I an, im Jahr 201 2 zeigten sich die Aus­
wirkungen des Zahlungsstopps der Europäischen Kommission (siehe 
dazu EU-Finanzberich! 20 1 2). Im Jahr 20 1 3  erhöhten sich die Rück­
flüsse nur leicht, was auf weitere Zahlungsstopps der Europäischen 
Kommission in drei Programmen zurückzuführen war (siehe TZ 28). 

lm Jahr 201 3  betrug die Differenz zwischen Zahlungen und Rückflüs­
sen 1 ,329 Mrd. EUR. Sie hatte sich gegenüber dem Voljahr insbesondere 
aufgrund gestiegener Zahlungen an die EU um 22,4 'Ib erhöht. Wäh­
rend von 2007 bis 201 )  die Zahlungen an die EU um 973,34 Mio. EUR 
(+ 43,9 'Ib) stiegen, erhöhten sich die Rückflüsse von der EU um nur 
263,53 Mio. EUR (+ 1 6, 5  'Ib). Die Zahlungen an die EU hängen u.a. 
von der Höhe der BNE-Eigenmilld ab, welche im Rahmen des jähr­
lichen Haushaltsverfahrens festgelegl werden (siehe dazu auch TZ 3).  
Durch Berichtigungshaushalte kann dieser Beitrag weiter erhöht wer­
den. Zur Entwicklung der Rückflüsse siehe TZ 2 I .  

(2) Der verabschiedete Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 201 3  sah 
für Österreich zunächst a.Js Gesamtbetrag einen Betrag in Höhe von 
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2,932 Mrd. EUR vor. Durch sech 25 der insgesamt neun für das Haus­
haltsjahr 201 3 erfolgten Berichtigungshaushalte erhöhte sich der 
Gesamtbetrag für Österreich um insgesamt 9,9 <\b auf 3,221  Mrd. EUR. 

Die Berichtigungshaushalte waren u.a. aufgrund folgender Umstände 
notwendig: 

- Deckung der Ausgaben im Zusammenhang mit dem Beitritt Kroa­
tiens; 

- Aufstockung der Mittel für Zahlungen in allen Rubriken, um lau­
fenden und bestehenden Verpflichtungen nachzukommen und die 
im Rahmen vereinbarter EU-Maßnahmen vorgesehenen Mittel aus­
zubezahlen; 

- zweimalige Inanspruchnahme von Mitteln aus dem Solidaritäts­
fonds aufgrund von Naturkatastrophen. Hier profitierte Österreich 
beide Male: Für die Flutkatastrophe im Herbst 2012 erhielt Öster­
reich im November 201 3 Mittel in Höhe von 240.000 EUR, für die 
Überschwemmungen vom Mai und Juni 201 3 erhielt Österreich 
Mittel in Höhe von 2 1 ,66 Mio. EUR. Diese Auszahlung erfolgte im 
Februar 2014. 

(3) Im Durchschnitt der Jahre 2007 bis 201 3 betrugen die Zahlungen an 
die EU 2,597 Mrd. EUR, während sich die Rücknüssc auf 1,801 Mrd. EUR 
beliefen. Der durchschnittliche jährliche NetlOsaldo betrug demenlspre­
chend 795,67 Mio. EUR. 

20 ( I )  Die Republik Österreich trägt gemäß An. 3 1 1  AEUV zur Finanzie­
rung der Eigenmittel der EU bei (siehe TZ 2). Die Zahlungen des Bundes 
an die EU umfassen auch die Beiträge der Länder und Gemeinden. Die 
Höhe der Beitragsleistungen der Länder und Gemeinden ermittelt sich 
nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 des Finanzausgleichsge­
setzes (FAG) 2008. 

2'; Berichtigungshaushalte Nr. I. 2. 3. S. 6 und 8 

Bund 2015/ 1 4  

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)74 von 100

www.parlament.gv.at



l R -

H 
EU-lahlungsflüsse im Bundeshaushalt 
L.H aushaltssaldo des Bundes") 

EU-Finanzbericht 2013 

Tabelle 5: Anteile der Länder und Gemeinden am EU-Beitrag 

2009 2010 2011 2012 2013 Veränderung 
2009/2013 

in '10 
Gesamtbeitrag' 2.279 2.336 

in I-lio. EUR 

2.512 2.888 2.971 + 30,3 

Anteile aufgrund FAG 2008:z 
länder 

Gemeinden 

Bund 

Rundungsdifferenzen mögLich 

511 

97 

1.671 

546 

100 

1.690 

579 

107 

1.826 

646 

111 

2.131 

667 

117 

2.187 

+ 3o.s 

+ 20,6 

+ 30,9 

1 Die Zahten können von den Ergebnissen im Bundesrechnungsabschluss abweichen. weil hier nachträgLiche Korrekturen 
der Europäischen Kommission berücksichtigt wurden. 

2 Aufgrund unterschiedlicher Jahresabgrenzungen sind die beim Ansatz 2/16904 .. Beitrag zur Europäischen Union" 
verbuchten Ab-Überweisungen nicht mit den gemäß den jeweiLigen Finanzausgleichsgesetzen ermittelten Bemessungs· 
grundlagen für die EU-Beiträgt der länder vergleichbar. 

QueUe: BMf 

Bund 2015/14  

Der Beitrag der Ländcr basicrt auf cinem fixen Prozcntsatz ( 1 6,835 'lb) 
der Bemcssungsgrundlage, welche sich aus den MwSt- und BNE­
Eigenmilleln und cincm im FAG normierten Betrag zusammensetzt. 
Der Anteil der Gemcindcn hängt von der Höhe der Ertragsanteile der 
Gemeinden ab. Eine Abhängigkeit der Länder- und Gemeindebeiträge 
vom tatsächlichen österreichischen EU-Beitrag ist daher nur teilweise 
bei den Ländern gegeben und fUhrt zur unterschiedlichen Entwicklung 
der Bcitragsleistung der drei Gebietskörperschaften. 

Im Jahr 201 3 betrug der Anteil der Länder am Gesamtbctrag 22,5 'lb, 
der Anteil dcr Gemeinden 3,9 'lb. Der Anteil des Bundes bclief sich 
auf 73,6 'lb. Vergleicht man die Beit räge des Jahres 201 3 mit denen 
des Jahres 2007, erhöhten sich die Beiträge der Länder um 44,7 'lb, 
die der Gemeinden um 1 8,2 'lb. Ab dem Jahr 2009 werden Einnahmen 
aus den TEM sowie deren Weiterleitung über die durchlaufende Geba­
rung abgewickelt, weswegen ein Jahrcsreihenvergleich fUr deli Beitrag 
des Bundes und den Gesamtbeitrag erst ab dem Jahr 2009 erfolgen 
kann. Der Beitrag des Bundes erhöhte sich demnach vom Jahr 2009 
bis zum Jahr 201 3 um 30,9 'lb, die Beiträge der Länder erhöhten ich 
um 30,5 'lb, die der Gcmeinden um 20,6 'lb. 

(2) Die von dcr EU benötigten Millel werden im östcrreichischen Bun­
deshaushalt auf dem EigenmillclkonlO (sogenanntes ,AnikeI 9-Konlo') 
gemäß Art. 9 VO (EG, EURATOM) Nr. 1 1 50/2000 bereitgestel1t. Die es 
Konto bildet ab I .  Jänner 201 3  das Detailbudget 1 6.01 .04, auf dem 
die Zahlungen an die EU als negative Einzahlung in der Untergliede-
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rung .. Öffentliche Abgaben" (UG 1 6) gemäß § 29 Abs. 4 Z 2 Bundes­
haushaltsgesetz (BHG) veranschlagt werden. 

Die folgende Tabelle stellt in verkürzter Form die Überweisungen auf 
das bzw. vom Artikel 9-KonLO sowie die Entwicklung des Saldos für 
die Jahre 2007 bis 201 3  dar:26 

Tabelle 6: Artikel 9-Konto von 2007 bis 2013 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. EUR 
Anfangsuldo 97,21 157,87 394,37 204,34 251,46 279,67 29,27 

+ Gutschriften gesamt 1 2.181,43 2.219,02 2.241,92 2.545,58 2.713,99 2.830,91 3.277,42 

- Zahlungsabruf durch 
die Europäische 2.120,77 1.982,51 2.431,94 2.498,46 2.685.78 3.081,31 3.120,59 
Kommission 

Enduldo 157,87 394,372 204,34 251,46 279,67 29,27 186,09 

Oie Abweichungen zu den in den Finanzberichlen der Europäischen Kommission genannten Beträgen beruhen auf 
Periodenabgrenzungen. 

2 Rundungsdifferenz bei EU-Eigenmittetgutschriften 

Quellen: BMF; Bundesrechnungsabschluss 2013 

Rückflüsse der EU­
Mittel an Österreich 

72 

Die Gutschriften entsprechen dem Beitrag Österreichs an die EU (mit 
leichlen Abweichungen aufgrund von Periodenabgrenzungen), der 
Zahlungsabruf durch die Europäische Kommis ion dem tatsächlich 
aus dem österreich ischen Haushalt finanzierten Betrag. Im Jahr 201 3  
lag der abgerufene Betrag (3, 1 2 1  Mrd. EUR) um 1 56,83 Mio. EUR unter 
dem Beitrag Österreichs an die EU. Dadurch erhöhte sich der Endsaldo 
auf 186,09 Mio. EUR. 

Rückflüsse Periode 2007 bis 20 1 3  

2 1  Die Rückflüsse der EU-Mittel bestimmen sich nach dem Mittelfristigen 
Finanzrahmen IMFR). Die folgende Tabelle zeigt die Rückflüsse nach 
Österreich aufgegliedert nach Rubriken über die gesamte Periode 2007 
bis 201 3 :  

16 Delails können dcm 8undcsrcchnungsabschluss 2013, Tabelle 5. 1 3-3 entnommen werden. 

Bund 2015/14  
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Tabelle 7 :  Rückflüsse in der Periode 2007 bis 2013 nach Rubriken 

� 
da ... n 

la Wettbewerb'filhigkeit 
für Wochstum und 
Beschäftigung 

Ib 
Kohilsion für Wochstum 
und Btschaftigung 

............ und 
2 BewirtsdIoftung der 

notiIrtIchoe Ressoom:en 

ljt�� 3 Ftdett. SIchetheIt 
und locht 

da ... n 

30 Freiheit. 
Siche,heit und Recht 

3b Uniansb",gerschaft 

r;-w ' DIe EU Ils gIobM 
Alrteur 

5 YenNlluft9 

...!... � 
Summe 

2001 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Summe 

in Mio. EUR 
415.00 452.17 3.298.56 

158.32 253.05 210.94 240.88 283.01 270.01 240.45 1.656.66 

264.71 231.94 241.23 162.20 21B,76 231.96 291.10 1.641.90 

• 

Ll2,.,9 1.217.14 U07.75 U51,24 UI2.39 1.2119.551� 1.262,85 8.8/1.60 

25.42 :JO.15 lU4 46.51 42.55 45,44 46.58 213,99 
-, 

16.49 19.82 25.50 35.17 32.82 33.64 35.56 199.00 

8.93 lI.03 11.14 11.34 9.73 11.80 lJ.Ol 74,99 

- - - - - - - 0.00 
I L  

20.00 43.15 20.G3 20.82 19.11 19.0111 .:: 
- - -11 - - ;. . 

163.60 

0,00 

1.598.44 1.77/.34 1.816.59 1.821.65 1.8/5.81 1.855.97 1.861.96 12.601.16 

Quellen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EK; Darstellung RH 

Bund 2015/14 

Die Tabelle 7 zeigt. dass sich in der Periode 2007 bis 201 3 m i t  Aus­
nahme des Jahres 201 2 die Rücknüsse nach Österreich in Summejähr­
lich erhöhten. Ursache fLir den Rückgang der Rücknüsse im Jahr 201 2  
waren Zahlungsstopps der Europäischen Kommission i m  Bereich des 
EFRE (Rubrik I b. siehe TZ 27) und des EGFL Isiehe dazu auch EU­
Finanzbericht 2012) .  Nach deren Aufnebung stiegen die Rücknüsse 
im Jahr 201 3  im Vergleich zum Vorjahr um 5.99 Mio. EUR. Der Rück­
gang in der Rubrik l a  von 201 2  bis 201 3 um 29,56 Mio. EUR war 
auf Rückgänge in den Bereichen TEN (Transeuropäische Netze) und 
Lebenslanges Lernen zurückzufLihren, obwohl die Rücknüsse im RP7 
stiegen (siehe TZ 22). Die Rücknüsse in der Rubrik I unterlagen den 
größten Schwankungen in der Periode 2007 bis 201 3  (siehe dazu im 
Detail TZ 23 ff.). 

Auffallig war ebenso, dass in der Rubrik 2 die Rücknüsse in den Jah­
ren 2007 bis 2010 anstiegen, in den Jahren 201 1  bis 201 3 hinge­
gen wieder sanken. Hier wird deutlich, dass 201 2 viele Betriebe die 
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fünfjährige Mindestverpflichtung der Maßnahme ÖPUL (Österreichi­
sches Programm zur Förderung einer umweltgerechten, extensiven 
und den natürlichen Lebensraum schützenden Landwirtschaft) erfüllt 
und danach ausgestiegen waren. Auswirkungen zeigte auch, dass im 
EGFL im Jahr 201 2 ein Teil der Förderungen mangels durchgeführter 
Kontrollen (vor allem im Zusammenhang mit Almen) noch nicht aus­
gezahlt war (siehe TZ 2 5). Zudem bewirkten laut BMLFUW im Rah­
men der Maßnahme .Ausgleichszulage für naturbedingte Nachteile" 
Betriebsauflassungen sinkende Zahlungen (andere Betriebe übernah­
men die Weiterbewirtschaflung der Flächen, jedoch verringerte sich 
das Auszahlungsvolumen aufgrund der höheren Bewertung der ersten 
Hektare durch einen Sockelbetrag). 

Rückflüsse 201 3 

22  ( I )  Laut Angaben der Europäischen Kommission27 wurden im Jahr 201 3  
insgesamt 1 ,862 Mrd. EUR a n  Österreich ausbezahlt. Das waren 0,3 % 
mehr als im Vorjahr mit 1 ,856 Mrd. EUR. Vom Gesamtbetrag für 201 3 
entfIelen 1 ,841 Mrd. EUR auf die Rubriken I bis 3 :  

• 531 ,55  Mio. EUR (28,5 %) auf die Rubrik I ( achhaltiges Wachs­
tum), 

• 1 ,263 Mrd. EUR (67,8 %) auf die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirt­
schaftung der natürlichen Ressourcen), 

• 46,58 Mio. EUR (2,5 %) auf die Rubrik 3 (Unionsbürgerschaft, Frei­
heit, Sicherheit und Recht). 

Eine untergeordnete Rolle spielte im Jahr 201 3  die Rubrik 5 (Verwal­
tung) mit 20,99 Mio. EUR ( 1 , 1  % de Gesamtbetrags). Die Rubriken 4 
und 6 hatten für Österreich keine Bedeutung. 

1 1  Flnanlbericht der Europai�hcn Kommi�ion 

Bund 2015/14  
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Abbildung 1 1 :  Rücknüsse nach Österreich 201 3 nach Rubriken (in Wo) 

1 Nachhaltige, Wach'tum • 
• 2 Bewahrung und Bewirtschaftung der 

natürlichen Ressourcen 

• 3 Union,bürge"chaft. Freiheit. 
Sicherheit und Recht 

4 Die EU als 910baler Akteur 

5 Verwaltung 

• 6 AU'91eich"ahlungen 

Quellen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EK; Darstellung RH 

(2) In  der Rubrik I (Nachhaltiges Wachstum) erhöhten sich die Rück­
nüsse im Vergleich zum Jahr 201 2 um 5.9 %, obwohl die Rubrik l a  
(Wellbewerbsfahigkeil ftir Wachstum und Beschäftigung) durch Rück­
gänge im Bereich der TEN-Millel und Lebenslanges Lernen insgesamt 
einen Rückgang von 10,9 % (29,56 Mio. EUR) zu verzeichnen halle. Die 
Rücknüs e der Rubrik I b (Kohäsion ftir Wachstum und Beschäftigung) 
hingegen stiegen insgesamt um 25.5 % (59, 1 4  Mio. EUR), da alle Pro­
gramme im Jahr 201 3  mehr Rücknüsse erhielten (siehe auch TZ 2 3  f.). 

Die Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen) 
verzeichnete wie im Jahr 20 1 2  einen Rückgang gegenüber dem Vor­
jahr um 2 , 1  %. Dies war hauptsächlich daraufzurückzuführen. dass die 
Rücknüsse ftir marktbezogene Ausgaben um 2,4 % ( 1 7,82 Mio. EUR) 
und für die Ländliche Entwicklung um 1 ,8 % (9,53 Mio. EUR) zurück­
gegangen waren (siehe TZ 25). 

In der Rubrik 3 (Unionsbürgerschaft, Freiheit, Sicherheit und Recht) 
lagen die Rücknüsse 2,5 % ( 1 , 1 4  Mio. EUR) über dem Vorjahr (siehe 
TZ 26). 

7 5  
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Verwendung der 
EU-Mittel nach den 
Rubriken 1 bis 3 und 
nach Programmen 

Teilrubrik l a: Wenbewerbsfahigkeit für Wachstum und Beschäftigung 

23 Aus der Teilrubrik la beanspruchte Österreich im Jahr 201 3 
240,45 Mio. EUR: 

Tabelle 8: Rückflüsse der Rubrik 1a nach Österreich 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. EUR 

1 "In ..... ... I 4D,03 485,GO 452,17 .... 501.71 501._ 511,55 

11 Wettloewerbsfihigkllt für 
151,32 253,05 210,94 240.81 213,01 270,01 240,45 WIchstu .. und 8eschlftlgung 

davon 

Siebentes Rahmenprogramm für 
Forschung, technologische Entwicklung 80,67 152,79 132,15 136,58 146.54 157,72 172.91 
und Demonstration (RPl) 

rranseuropöische Netze (TEN) 39,17 61,97 39.44 56,94 72.26 46.28 13,55 

Lebenslanges Lernen 18,56 22,79 22.05 22,65 25,62 32.75 21,86 

QueUen: EU-Haushalt 2013. Finanlbericht Ek; Darstellung RH 

76 

Der Schwerpunkt der Teilrubrik l a  (Wettbewerbsfahigkeit für Wachs­
tum und Beschäftigung) lag auf dem Siebenten Rahmenprogramm für 
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (RP7), aus 
dem im Jahr 201 3 insgesamt 1 72,91 Mio. EUR nach Österreich nos­
sen. Auf den Ausbau der Transeuropäi chen Netze (TEN) entfIelen 
1 3,55 Mio. EUR, auf das Bildungsprogramm _Leben langes Lernen" 
2 1 ,86 Mio. EUR. 

Die Rücknüsse im RP7 stiegen dabei um 1 5, 1 9  Mio. EUR im Vergleich 
zum Vorjahr. TEN sowie Lebenslange Lernen hatten hingegen Rück­
gänge um 32,72 Mio. EUR bzw. 10,89 Mio. EUR zu verzeichnen. 

Die Schwankungen im RP7 über die ge amte Periode waren auf Thema, 
Zeitpunkt und Anzahl der Aus chreibungen zurückzuführen. So war 
Österreich zu einem hohen Anteil am Programm .Informations- und 
Kommunikalionstechnologie" beteiligt, welches den größten Finanzan­
teil am RP7 beanspruchte. Große Ausschreibungen in die em Program m  
führten daher z u  einem Anstieg a n  Rücknüssen nach Österreich, wei­
che mitunter 25 'lb der Rücknüsse im RP7 in einem Jahr ausmachten. 
Darüber hinaus schrieb die Europäische Kommission gegen Ende der 
Periode 2007 bis 201 3  größere Summen pro Jahr aus als in den ersten 
Jahren, was sich in dem kontinuierlichen An tieg der Rücknü e aus 
dem RP7 in den Jahren 201 1 bis 201 3  niederschlug. 

Bund 2015/14  
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Im Bereich der TEN-Mittel war der Rückgang vom Jahr 201 2  aur 
201 3 um 32,72 Mio. EUR darauf zurückzuführen, dass einzelne Pro­
jekte im Jahr 201 2 abgerechnet wurden und im Jahr 201 )  dafür keine 
Zahlungen mehr erfolgten. Die Rückflüsse der einzelnen Jahre stan­
den daher nicht in direktem Zusammenhang mit den tatsächlich luk­
rierten Mitteln fUr einzelne Projekte. Auch waren in den Zahlen der 
Europäischen Kommission nur solche Rückflüsse enthalten, die allein 
Österreich zuzuordnen waren. 50 fIel beispielsweise der Brennerba­
sistunncl nicht unter diese Rückflüsse rur Österreich, da das Projekt 
aufgrund der Finanzierungsteilung mit Italien kommissionsseilig als 
EU-Projekt geruhrt wird 2B 

Das Bildungsprogramm .Lebenslanges Lernen" erhielt im Jahr 201 ) 
um 10,89 Mio. EUR weniger (- 33,2 %) als im Vorjahr. In den Jahren 
zuvOr waren die Zahlungen noch kontinuierlich gestiegen. 

Teil rubrik t b :  Kohäsion rur Wachstum und Beschäftigung 

24 Aus der Teil rubrik 1 b beanspruchte Österreich i m  Jab r 20 I 3 
29 1 , 10 Mio. EUR: 

Tabelle 9: Rückflüsse der Rubrik 1b nach Österreich 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mi •. EUR 

11 ....... 501,7' 501," 

1b Kohis!on für Wachstum und 264.71 231.94 241.23 162.20 218.76 231.96 291.10 Beschift!gung 

davon 

Konvergenz 28.05 33.25 21.35 19.40 34.14 15.29 30.12 

Regionale Wettbewerbsjöhigkeit und 
146.20 98,32 162.80 100.42 107.95 146.27 151.48 Beschäftigung 

Europäische Territoriale Zusammen· 
89,87 95,63 54.68 41.71 74.89 69.11 108,34 arbeit 

Technische Hilfe 0.59 4,74 2.39 0. 54 1.29 0,61 0.72 

Rundungsdifferenzen möglich 

Ouellen: EU-Haushalt 2013. Finanzberict'll EK; Darstellung RH 

Bund 2015/14  

28 Der R H  überprüft i m  Jahr 2015 die Finanzierung des Bn::nnerbasiswnnels. Ocr erste 
Call der Periode 2014 bis 2020 in Höhe von 1 1 ,9) Mio. EUR. ro..- den Ö lem:ich einen 
Antrdg cingercichl haue. lief von September 2014 bis Anfang März 201 S, Die Z\JS{hlage 

wa�n zum Ende der gegenständlichen GebarungsOberprllfung noch nicht ('neilt. 

7 7  
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Die Teilrubrik I b (Kohäsion für Wachstum und Beschäftigung) umfasste 
insbesondere die aus den Slrukturfonds EFRE und ESF finanzierten 
Programme. Im Jahr 201 3 erhielt Österreich 291 , 10 Mio. EUR, was im 
Vergleich zum Vorjahr einen Anstieg um 25 ,S  'ltl bedeutete. Die hohen 
Beträge am Anfang der Periode beinhalteten teilweise noch Rückflüsse 
für Projekte der vorangegangenen Periode 2000 bis 2006. 

Im Programm Konvergenz (Phasing Out) tiegen die Rückflüsse gegen­
über dem Voljahr um 97,0 % ( 1 4,83 Mio. EUR), im Programm Regionale 
Wettbewerbsfahigkeit und Beschäftigung erhöhten sich die Rückflüsse 
um 3,6 % (5,21 Mio. EUR) und im Bereich Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit um 56,8 % (39,23 Mio. EUR). 

Der Anstieg im Bereich Konvergenz (Phasing Out) war darauf zurück­
zuführen, dass nach Aufhebung des - aurgrund von Mängeln im Ver­
waltungs- und Kontrollsystem ausgelösten - Zahlungsstopps 201 2  
durch die Europäische Kommission im Jahr 201 3 wieder MitteIrück­
nüsse erfolgten. Der nur geringe Anstieg im Bereich Regionale Wettbe­
werbsfahigkeit und Beschäftigung war au f einen neuerlichen Zah.lungs­
stopp der Europäischen Kommission aufg.rund von Prüffeststellungen 
in drei Bundesländem zurückzuführen (siehe TZ 29). Im Bereich Euro­
päische Territoriale Zusammenarbeit galt in den Jahren 2007 bis 2010 
die Regel n+3, d.h. Mittelbindungen rur 2010 konnten bis ins Jahr 201 3 
erfolgen. Ab dem Jahr 201 1 erfolgte die Angleichung an die anderen 
Ziele mit der Regel n+229, wodurch Mittel aus diesem Jahr nur noch 
bis zum Jahr 2013  gebunden werden konnten. Im Jahr 201 3 t rafen 
somit diese beiden Regelungen aufeinander, was zu einer Auszahlung 
von Miltelbindungen von zwei Jahren (2010 und 201 1 )  führte. 

29 Nj)ch der n+2�Rcgel hebl die Europäische Kommission die nicht in Anspruch genom­
menen Minelbindungen. Hir die bis J L Dezember des zweilen Jahres (n+2) nach der 
Millclbindufig k('in Zahlungs3ntrag einging. automatisch aur. Die n+ )-Rcgcl erwcitcn 
diese Frist rtir Mittel aus den Jahren 2007 bis 2010 um ein weit('fCS Jahr (siehe An. 93 
Verordnung (EG) Nr. 108312006). 

Bund 2015/14 
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Rubrik 2 :  Bewahrung und Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen 

25 ( I )  Aus der Rubrik 2 beanspruchte Österreich im Jahr 201 3  
1 ,263 Mrd. EUR : 

Tabelle 10: Rückflüsse der Rubrik 2 nach Österreich 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in Mio. EUR 

.......... 1IIId lewIrt-
2 sdlaftlnltl der .. 1.llle ... 1.129,99 1.217.14 1.307,75 1.351,24 1.312.3' 1.2".55 1.262,15 

1.llalraw 
davon 

Morktbezogene AUjgoben 
754,87 743,86 749,49 751,79 742,61 747.07 729,25 und Oirektzohlungen 

dovon Agrormärkte 752. 70 143.69 745,29 746,74 739,85 144,45 121,91 

Ländliche Entwicklung 370,81 469.75 548,36 592.02 560,18 536,46 526,94 

Umwelt (UfE+) 3,64 3,89 8.68 6,34 8.84 4.92 5,86 

Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: EU-Haushalt 2013. Finanzber;cht EK; Darstellung RH 

Bund 2015/14 

Aus der Rubrik 2 (Bewahrung und Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen) erhielt Österreich - mit mehr als zwei Drittel der gesam­
ten EU-Rückflüsse (67,6 'lIl) - die umfa ngreichsten Rückflüsse. 

Im Vergleich zum Vorjahr reduzierten sich die Rückflüsse im Jahr 201 J 
um 2 , 1  'lIl (26,70 Mio. EUR). Dieser Rückgang basiert vor allem auf 
einem Rückgang um 2,4 'lIl im Bereich der Mark!bezogenen Aus­
gaben und Direktzahlungen (Rückgang um 1 7,82 Mio. EUR, davon 
1 6,46 Mio. EUR im Bereich der Agrarmärkte). Die Ländliche Entwick­
lung erhielt um 1 ,8 'lIl weniger Rückflüs e (9,53 Mio. EUR). 

(2) Der Rückgang in der Ländlichen Entwicklung war insbesondere 
darauf zurückzuführen, dass nach Ablauf der ftinljährigen Mindest­
verpflichtung ein Ausstieg aus der Maßnahme ÖPUL möglich war. 
201 2  hatten viele Betriebe diese Milldestverpflichtungsdauer erfüllt und 
waren danach ausgestiegen. Im Rahmen der ÖPUL-Maßnahme .. Aus­
gleichszulage für naturbedingte Nachteile·' bewirkten laut BMLFUW 
Betriebsauflassungen sinkende Zahlungen (andere Betriebe übernah­
men zwar die Weiterbewirt chaftung der Flächen, jedoch verringerte 
sich das Auszahlungsvolumen aufgrund der höheren Bewertung der 
ersten Hektare durch einen Sockelbwag). Auch erfolgten die Abrech­
nungsanträge der Fördernehmer nicht regelmäßig, da Zwischenzah­
lungen zu keinem Zeirpunkt verpOichtend vorzunehmen waren. Die-
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ses Antrags- und Abrechnungsverhalten der Fördemehmer war in den 
Schwankungen der Rückflüsse für die gesamte Periode 2007 bis 201 3  
sichtbar. Das BMLFUW erwartete für den Zeitraum 201 3 bis 201 5 (n+2) 
einen Anstieg der Rückflüsse, da 201 5 als letztes Abrechnungsjahr 
erfahrungsgemäß zu vermehrten Abrechnungsanträgen führen sollte. 

Rubrik 3 :  Unionsbürgerscha rt, Freiheit, Sicherheit und Recht 

26 Aus der Rubrik 3 beanspruchte Österreich im Jahr 201 3 46,58 Mio. EUR: 

Tabelle 1 1: Rückllüsse der Rubrik 3 nach Österreich 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

in /oIio. EUR 

............ nchaft. f1allNft. 
5kMrhett ulld lIedIt 

3a Freiheit, Sicherheit und Recht 16,49 19,82 25,50 35,17 32,82 33,64 35,56 

davon 

Dezentrale Agenturen 12,64 108 12.42 21,05 21,29 20,24 21,08 
Solidarität und Steuerung der 
Migrationsströme 3,05 3,43 10,55 10,03 8,85 lU4 10,22 

3b Unionsbürgerschaft 8,93 11,03 11,14 11,34 9,73 11,80 11,01 

davon 

Kultur 2.11 2,93 4,16 3,94 2,86 2,33 3,44 
Jugend in Aktion 2,55 3,76 2,78 2,70 1,46 2,61 2,91 
MEDIA 2001 1,22 1,69 1,40 I,B3 1,57 2,64 1.69 
Öffentliche Gesundheit und l,B7 1,00 1,30 1,11 1.75 1,30 1,07 Verbraucherschutz 

Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen: EU-Haushalt 2013. Finanzbericht EI(; Darstellung RH 

80 

In der Teilrubrik 3a (Freiheit, Sicherheit und Recht) flossen die Mittel 
vor allem an dezentrale Agenturen wie z.B. die Agentur für Grund-
rechte in Wien und das Programm Solidarität und Steuerung der Migra-
tionssträme. 

Aus der Teilrubrik 3b (Unionsbürgerschaft) gingen die Mittel an die 
Programme Jugend in Aktion, MEDIA 2007, Kultur sowie Öffentliche 
Gesundheit und Verbraucherschutz. 

In der gesamten Rubrik kam es im Jahr 201 3 im Vergleich zum Vorjahr 
zu einem leichten Anstieg der Mittel (um 2,5 'lb bzw. 1 , 1 4  Mio. EUR). 

Bund 2015/14 
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Aufteilung der 
Rückflüsse auf 
Bundeslä nder 

Überblick 

27 Nachfolgend ist die Aufteilung der Rückflüsse der EU-Mittel im Bereich 
der Land- und Forstwirtschaft (AgrarfondS EGFL und ELER) und der 
Srrukturfonds (EFRE und ESF) auf die Bundesländer dargestellt. Auf­
grund von unterschiedlichen Abgrenzungen können die Daten von 
jenen der Europäischen Kommission abweichen. 

Über die Agrarfonds erhielt Österreich im Jahr 201 3  1 ,25 1  Mrd. EUR 
(2,27 Mio. EUR mehr als im Jahr 201 2), über die Strukrurfonds 
210,09 Mio. EUR (48,41 Mio. EUR mehr als im Jahr 201 2). 

Agrarfonds 

28 ( I )  Von den 1 ,251  Mrd. EUR aus den Agrarfonds entftelen 
7 1 5,32 Mio. EUR auf den EGFL und 535,34 Mio. EUR auf den ElER: 

Tabelle 1 2: EU-Rückflüsse 2012 und 2013 im Rahmen der Agrarfonds, gegliedert nach 
Fonds und Bundesländern 1 

EGFl ElER Sonstige2 Summe 

2012 2013 2012 2013 2012 2013 2012 2013 Veränderu ng 
2012/2013 

in Mio. EUR in " 

Wien 2.91 2.54 4.01 4.00 0.08 0.05 7.00 6.60 - 5.8 

Vo rarlberg 9.95 11.74 18.16 19.64 0.02 0.01 28.72 31.38 9.3 

S alzburg 2J,80 26.26 43.16 42.10 0.04 0.03 66.99 68,38 2.1 

T;rol 22.37 29.85 52.56 59.62 0.30 0.40 15.23 89.81 19.5 

Kirnten 46.68 48.46 46.16 41.42 0.12 0.09 92.96 95,97 3.2 

Burgenland 52.42 50.67 48.08 46.68 0,02 0.02 100,52 91,36 - 3.1 

Steiermark 96.55 95.68 79.18 75,94 0.19 0.13 175.92 171.75 - 2.4 

Oberösterre;ch 168.95 165.48 82.63 79.89 0.07 0.05 251.64 245.42 - 2.5 

Niederösterreich 290.80 284.65 159.38 160.05 0.03 0.02 450.22 444.13 - 1,2 

6sterreich 714,42 715.32 533,92 535,34 0,86 0.80 1.249.20 1.251.47 0.2 

1 Die Daten beruhen auf Zahlen des BMlFUW, INVEKOS-Oaten und den Rechnl,lngsabschlüssen des Bundes und der Länder. 
, sonstige Maßnahmen wie z.B, Beratung, Ernte- und Risikoversicherung, Verkehrserschließung ländlicher Gebiete 

Quellen: BMLFUW, Grüner Bericht 2013 und 2014; Darstellung RH 

Bund 2015/14 

Die  Reduktion der Rückflüsse in der Ländlichen Entwicklung (siehe 
TZ 25) spiegelte sich zwar in rtinr Bundesländern wider, in Summe nos­
sen dennoch im Jahr 201 3 geringfügig mehr Minel (2.27 Mio. EUR) als 
im Jahr zuvor. Dies lag an unterschiedlichen Periodenabgrenzungen. 

81 
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bedingt durch das Erstauungsprinzip der Europäischen Kommission. 
Auffallig war der Anstieg in Tirol um 1 4,64 Mio. EUR, nachdem das 
Land im Jahr 201 2 einen Rückgang in Höhe von 1 8,23 Mio. EUR zu 
verzeichnen haue. Diese Schwankung war darauf zurückzuführen, 
dass Förderungen, die mangels durchgeführter Kontrollen (vor allem 
im Zusammenhang mit Almen) im Jahr 201 2  nicht ausbezahlt wor­
den waren, im Jahr 201 3 wieder nossen . 

(2) Die höchsten Rücknüsse aus den Agrarfonds erhielten im Jahr 201 3 

• Niederösterreich mit 444,73 Mio. EUR (35,5 %J. 

• Oberösterreich mit 245,42 Mio. EUR ( 1 9,6 %) und 

• die Steiermark mit 1 71 ,75  Mio. EUR ( 1 3,7 %). 

Abbildung 1 2 : Agrarfonds, Anteil der Bunde länder 
im Jahr 201 3 (in %) 

2
.
5 '"  

0.5 '" 

• 
• 
• 

• 
• 

• 

Quellen: BMLFUW. Grüner Bericht 2014; Darstellung R H  

Burg.ntand 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Satzburg 

Steiermark 
Tirot 

Vorarlberg 

Wien 

(3) In der Periode 2007 bis 201 3  erhielt Niederösterreich mit 
3, 1 59 Mrd. EUR die meisten Mittel aus den Agrarfonds (35,2 %), gefolgt 
von Oberösterreich mit 1 ,805 Mrd. EUR (20, 1 %) und der Steiermark 
mit  1 ,243 Mrd. EUR ( 1 3,9 %). Die wenig ten Miuel erhielten Wien mit 
42,92 Mio. EUR (0,5 %) und Vorarlberg mit 220,03 Mio. EUR (2,5 %). 
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Abbildung 1 3 : Agrarfond , Anteil der Bundesländer i n  der 
Periode 2007 bis 201 3 (in <\10) 

2.5 "!. 0.5 "!. 
• Burgenland 

• Kärnten 

• Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

• Steiermark 

• Tirol 

Vorarlberg 

• Wien 

QueUen: BMLFUW, Grüne Berichte 2008 bis 2014; Darstellung RH 

Strukturronds 

29 ( I )  Die rolgende Tabelle zeigt die Verteilung der Rückfl üsse im Bereich 
der Strukturfonds EFRE (ohne FTZ) und ESF nach Bundesländern im 
Vergleich der Jahre 201 2 und 201 3. I nsgesamt erhielt Österreich im 
Jahr 2013 über die beiden Strukturronds 2 10,09 Mio. EUR, davon 
90, 1 1  Mio. EUR über den EFRE und 1 1 9,98 Mio. EUR über den ESF. 
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Tabelle 13: EU-Rückflüsse 2012 und 2013 im Rahmen der Strukturfonds, gegliedert 
nach Fonds und Bundesländern 

EFRE ESF Summe 

R 

H 

2012 2013 2012 2013 2012 2013 Veränderung 
2012/2013 

in Mio. EURI in % 
Vorarlberg 1.46 2.38 0.60 3.84 0,60 - 84.4 

Tirol 3.06 0.77 0.87 3.83 0,87 - 77.4 

Steiermark 2.73 2.15 2.73 2.15 - 21.3 

S.l.burg 2.66 0,94 0.42 0,94 3.08 228.1 

Kirnten 10,78 0.55 0.06 0.55 10.84 1.871,8 

Wien 6.37 7.62 4.57 7.62 10.94 43.5 

Oberösterreich 8.00 12.92 3.54 0.88 11.54 13.80 19.6 

Burgenland 7.42 19.03 7.88 8,44 15,29 27.47 79,6 

Zahlungen Vorpedode 4,81 31,15 4,81 31,15 547,6 

AMS' 81.85 31.46 81.85 31,46 - 61.6 

BMASK/8MBF/BMWFW' 17,93 38,37 17,93 38,37 114,0 

Niederösterreich 9,2 38,35 1,41 1,02 10,61 39,37 271.0 

enmt 33,95 90,11 127,61 119,98 161,54 210,09 30,1 

Rundungsdifferenzen möglich 
1 Zahlen ohne Zinsen 
, nur im ESF 

Quellen: BMASK; BMF; Berechnung RH 
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(2) Die höchsten Rücknüsse aus dem EFRE erhielten im Jahr 201 3  

• Niederösterreich mit 38,35 Mio. EUR (42,6 <\b), 

• Burgenland mit 19,03 Mio. EUR (21 , 1  <\b) und 

• Oberösterreich mit 1 2,92 Mio. EUR ( 1 4,3 <\b). 

Dic höchstcn Rücknüsse aus dem ESF erhielten im Jahr 201 3 

• die drei Bundesministerien BMASK, BMBF und BMWFW mit 
38,37 Mio. EUR (32,0 <\bl, 

• das AMS mit 3 1 ,46 Mio. EUR (26,2 <\bl, 

• gerolgt vom Burgenland mit 8,44 Mio. EUR (7,0 <\bl und 

• Wien mit 4,57 Mio. EUR (3,8 <\bl. 

Bund 2015/14  
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Das BMASK erhielt neben Mitteln rür seine Tätigkeit als Verwal­
tungsbehörde Mittel Für seine Beschäfligungsoffensive (Programme 
zur BekämpFung der Langzeitarbeitslosigkeit und Heranführung von 
Men ehen mit Behinderung an den Arbeitsmarkt).lo Im BMBF und 
BMWFW entf,elen die Mittel auf Maßnahmen im Schul bereich, der 
Erwachsenenbildung und im Bereich Wissenschaft.l' 

(3) Aumi llig im Vergleich der Rückflüsse aus beiden Fonds zusammen 
war, dass Kärnten im Jahr 201 3 mit 1 .87 1 ,8 % den größten Anstieg 
gegenüber dem Jahr 201 2  erfuhr, Vorarlberg mit 84,4 % den größten 
Rückgang. Kärnten erhielt nach Aufllebung des Zahlungsstopps der 
Europäischen Kommission im Jahr 201 3 wieder Rückflüsse aus dem 
EFRE. Vorarlberg war, wie auch die Bundesländer Steiermark und Tirol, 
im Jahr 201 3  von einem neuerlichen ZahlungsslOpp der Europäischen 
Kommission betroffen, wodurch wie im Jahr 201 2  im EFRE nicht in 
allen Bundesländern Rückflüsse erfolgten. Als Gründe rür den neuer­
lichen Zahlungsstopp nannte die Europäische Kommission :  

30 fananziert aus Bundcsbudgel. Ausgleichstaxfonds und ESF 

)1 5chulbereith: Verbesserung der Zugänglichkeil und des Verbleibs im postobligalo­

risehen Emausbildungssystem ab dem Pnichtschulabschluss: Verbesserung des Ubcr-

ga ngsma nag<'ßlcnts 

Erwachsenenbildung: nachhaltige Inlegration benachteiligter Erwachsener in Gesell­

schart. Bildung und Arbeitsmarkt; Abbau von Barrieren und Schaffung von Chancen­

gleichheit. Professionalisierung und QualiUilSel1lwicklung in der Erwachsenenbildung 

Wis5enschaf1: Vemleidung von Studicnabbruchen und Erhöhung der Bcrufsqualiflka­

lion: Abbau von Barriertll und Schaffung von Chancengleichheit 
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Tabelle 14: Zahlungsstopp der Europäischen Kommission im Jahr 2013. Gründe 

Feststellungen der EK Steiermark Tirol Vorarlberg 

unzureichende und nicht effektive Aufsicht der Verwaltungsbehörden X X X über die zwischengeschalteten Stellen 

unangemessene Abläufe bei der Projektauswahl X 
vage Förderverträge. keine Details der einzelnen zu erstattenden X Ausgaben 

keine ausreichende Prüfung der projektbezogenen Daten im 
Evaluierungsstadium X 

unangemessene Überprüfung der wirtschaftlichen und finanziellen X Kapazität von Unternehmen in Schwierigkeiten 

keine ausreichende Überprüfung des Risikos der Doppelförderung X X 
keine ausreichende Anleitung für Förderwerber X X 
keine ausreichenden Kontrollen der Verwaltungsbehörde X X X 
Auswahlkriterien sind nicht klar genug festgelegt X 
keine sorgfältige Evaluierung der Projektgenehmigung X 
unzureichende Prüfung des Projektinhalts in Bezug auf die Definition X 
der förderfähigen Kosten 

unzureichende prüfun3 der wirtschaftlichen und finanziellen 
Möglichkeiten der För erwerber X 

schwache Publizitätsmaßnahmen. welche die zwischengeschaltete 
Stelle und die Verwaltungsbehörde nicht entdeckt haben X 

unzureichende Dokumentation des Auswahlverfahrens X 
QueUe: EK, Prüfbericht der Generaldirektion Regio 

Der RH fUhrt dazu im Jahr 201 5 eine Prüfung von EinzeIentschei­
dungen im EFRE durch mit dem Ziel. die Anforderungen an die Pro­
jekte, die Verfahren zur Projeklauswahl, die Gleichbehandlung der För­
derempfanger sowie das Fehlcrrisiko bei der Gebarung, die Analyse 
der Risiken aus der Vergabe von Einzelentscheidungen und die Kon­
trolle und Evaluierung zu prüfen (laufende Prüfung). 

86 

Im ESF fUhrte der RH im Jahr 201 4  eine Prüfung der Prüfbehörde 
(BMASKj durch, insbesondere im Hinblick auf die Beurteilung der 
Umsetzung der EU-Vorgaben mit dem Fokus auf die Angemessenheil 
der Aufgabenwahmehmung durch das BMASK, die ordnungsgemäße 
Fremdvergabe und die Angemes enheit der damit verbundenen Kosten 
(Veröffentlichung des Berichts noch im Jahr 201 5). 

Bund 2015/14 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)90 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
EU-Zahlungsflüsse im Bundeshaushalt 
("Haushaltssaldo des Bundes") 

EU-Finanzbericht 2013 

Bund 2015/14  

30 ( l i  Oie folgenden drei Abbildungen zeigen die Aufteilung der EFRE­
und ESF-Mittel in der Periode 2007 bis 201 3. Im EFRE umfasst dies das 
Ziel .. Regionale Wenbewerbsfahigkeil und Beschäftigung" (verteilt auf 
die acht LänderprogrammeJ2). im ESF das nationale Programm (ohne 
Burgenlandl Beschäftigung (ESFI und die Millel, welche in der Peri­
ode 2007 bis 201 3 durch das AMS abgewickelt wurden. 

(21 Über das Ziel Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 
(EFRE Regionalprogramme ohne Burgenlalldl erhielt Niederösterreich 
mit 97, 1 1  Mio. EUR die meisten Mittel in der Periode 2007 bis 2013  
[33,9 %1, gefolgt von Oberösterreich mit  56,45 Mio. EUR ( 1 9,7 %1 
und der Steiermark mit 52,40 Mio. EUR [ 1 8 ,3  %1. Am wenigsten 
Mittel erhielten in der Gesamtperiode Vorarlberg und Salzburg mit 
8.70 Mio. EUR bzw. 8 , 1 8  Mio. EUR [3,0 % bzw. 2,9 %1: 

Abbildung 1 4: Strukturfondsmittel Regionale Wettbewerbsfahigkeit 
EFRE 2007 bis 201 3. Anteil der Bundesländer (in �ol 

• Kärnten 

• Niederösterreic:h 

Oberösterreich 

Salzburg 

• S.teiermark 

• Tirol 

? Vorarlberg z,n ,  
• Wien 

Quellen: 8KA; BMF; Darsteltung RH 

(3 )  Im ESF (Österreich programm ohne Burgenlandl erhielt Wien mit 
1 8,86 Mio. EUR in der Periode 2007 bis 201 3  die meisten Mittel [40,6 %). 
gefolgt von der Steiermark mit 6,61 Mio. EUR [ 1 4,2 %1 und Ober­
österreich mit 6.56 Mio. EUR [ 1 4. 1 %). Oie wenigsten Mittel erhielten 
Kärnten mit 1 ,33 Mio. EUR [2,9 %) und Tirol mit 2,54 Mio. EUR [5,5 %1: 

12 FOr das Burgenland kam das OP MKonvcrgcnz/Phasing OutM zur Anwendung. 
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Abbildung 1 5: Slrukturfondsmittel Regionale Wettbewerbsfahigkeit 
ESF 2007 bis 201 3, Anteil der Bundesländer (in %) 

2.9 .... 

• Kärnten 

• Niederösterreich 

• Oberösterreich 

Sal,burg 

• Steiermark 

• Tirol 

Vorarlberg 

8.7 .... • Wien 

5.5 .... 

Ouellen: 8MASK; Darstellung R H  

(4) In der Periode 2007 bis 201 3  wickelte Wien mi t  27,3 % die meisten 
ESF-Millel durch das AMS ab (69,52 Mio. EURJ, gefolgt von Nieder­
österreich mit 1 5,6 % (39,69 Mio. EUR) und der Steiermark mit 1 3,0 % 

(33,20 Mio. EUR). Die wenigsten ESF-Millel durch das AMS flos­
sen in Vorarlberg mit 3,2 % (8, 16  Mio. EUR) bzw. Salzburg mit 5,2 % 
( 1 3, 19 Mio. EUR): 

Abbildung 1 6 : Rückflüsse durch das AMS 2007 bis 201 3 ,  
Anteil der Bundesländer ( in  %) 

• Burgenland 

• Kärnten 

• Niederösterreich 

• Oberösterreich 

Sal,burg 

• Steiermark 

• Tirol 

Vorarlberg 

• Wien 

5.2 .... 

Ouellen: BMASK; Darstellung R H  
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EU-Finanzbericht 2013 

Ausnutzung der 
Mittel in Österreich 

Bund 2015/14 

31  ( I )  Die indikative Mittelzuteilung der Europäi chen Kommission (Ent­
scheidung 2006/636/EG) ah rur die Entwicklung des Ländlichen 
Raums (Agrarfonds HER) in Österreich rur die Periode 2007 bis 201 J 
ELER-Mittel in Höhe von 4,026 Mrd. EUR vor. Die Rücknüsse beliefen 
sich mit Jahresende 201 3 gemäß dem Finanzbericht der Europäischen 
Kommission auf 3,605 Mrd. EUR, was einem Ausnutzungsstand von 
89,5 % entsprach.)) 

Österreich lag damit zum Stichtag 3 I .  Dezember 201 3  im EU-Vergleich 
an sechster Stelle. EU-weit waren zu diesem Zeitpunkt 75 % der Mit­
tel ausgenutzt, elf Mitgliedstaaten hatten weniger als 75 % der Mittel 
ausgeschöpft. Laut BMLFUW kann davon ausgegangen werden, dass 
insbesondere unter Nutzung des Au fmanzierungszeitraums bis Ende 
201 5 eine voll tändige Ausschöpfung der Österreich für die Periode 
2007 bi 201 3 zugewie enen ELER-Mittel erfolgen wird. 

(2) Die Ausnutzung der rur die Periode 2007 bis 20 1 3  vorgesehenen 
Struklurfondsmittel für Österreich (EFRE und ESF) in Höhe von 
1 ,204 Mrd. EUR (ohne ETZ) belief sich für beide Fonds zusammen mit 
Stand Dezember 201 J auf 67, 1  % (52,9 % bzw. 359,8 1 Mio. EUR im 
EFRE und 85,6 % bzw. 448,60 Mio. EUR im ESF). Da Zahlungsanträge 
an die Europäische Kommission für die Periode 2007 bis 201 3 noch 
bis Ende März 201 7 möglich sind, war laut Bericht des BMF zum EU­
Haushalt im Zeitraum der GebarungsüberprüfungJ4 davon auszugehen, 
dass über die gesamte Periode die für Österreich reservienen Struktur­
fondsmittel in vollem Umfang abgerufen werden können. 

Bei Betrachtung des Ausnutzungsstandes des EFRE, der österreichweit 
Ende Dezember 201 3 bei 52,9 % und in vier Bundesländern (Kärnten, 
Steiermark, Tirol und Vorarlberg) noch unter 50.0 % lag. war jedoch 
aus Sicht des RH das Erreichen einer vollständigen MitteIausschöp­
fung unrealistisch. Beispielsweise lag die Umsetzung in der Steiermark 
aufgrund mehrfacher Zahlungsstopps der Europäischen Kommission 
seit dem Jahr 201 1  bei )).8 % (Stand Dezember 2013).  Die er Zah­
lungsstopp war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung weiterhin aufrecht. 

)] Mit  Ende 3. Ouanal 2014 lag der Umsclzungsstand bei 95.0 Qb. Ab dieser Grt'nzc SIelli 
die Europ:ti�he Kommission ihre Zahlungsanwcisungen cin und Ub('rwCISI nur noch 

Sch lu��abrC'Chnung{'n. 

14 Berichl zum EU-Haushalt, Stand JO, Dezcmber 2014 
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("Haushaltssaldo des Bundes") 

Zentral verwaltete 

Mittel 2013 
32 ( J )  Die Minelverwaltung durch die Europäische Kommission kann auf 

vier verschiedene Arten erfolgen: 

Abbildung 1 1 : Methoden der Verwaltung von EU-Mitteln 

direkt 

Exekutivagenturen 

Der Haushaltsvollzug kann erfolgen: 

I 
in geteilter Verwaltung 

(Mitglied,taaten) 

indirekt 

dezentral 
(Drittländer) 

von der EU geschaffene Einrichtungen 
(dezentralisierte Agenturen) 

gemeinsam mit internationalen 
Organisationen 

Einrichtungen. die im öffentlichen 
Auftrag tätig ,ind (nationale Agenturen) 

Quelle: Europäische Kommission 

90 

Die meisten EU-Mittel (rd. 16 <lb) werden in geteilter Verwaltung aus­
geflihrt, d.h., die Europäische Kommission hat die Verwaltung der EU­
Millel an die Mitgliedstaaten delegiert. Rund 22 <lb der EU-Mittel wer­
den zentral verwaltet, d.h. direkt durch die Kommissionsdienststellen 
oder indirekt über zwischengeschaltete Stellen. Die dezentrale Ver­
waltung und die Verwaltung gemeinsam mit internationalen Orga­
nisationen haben mit jeweils I <lb der verwalteten Mittel nur geringe 
Bedeutung (siehe dazu EU-Finanzbericht 201 2, Reihe Bund 2015/ 1 ) .  

(2) Geteilte Mittelverwaltung erfolgt in  Österreich insbesondere im 
Bereich der Strukturfonds (Rubrik I b)  und der Agrarfonds (Rubrik 2). 
Die mei ten zenlral verwalteten Millel flossen in Österreich in Pro­
gramme der Rubrik l a  (Wettbewerbsf:"ihigkeit), der Rubrik 3a (Frei­
heit, Sicherheit und Recht) und der Rubrik 3b (Unionsbürgerschaft). 

(3) Die Generaldirektion Haushalt der Europäischen Kommission über­
mittelte dem RH Zahlungsdaten flir Österreich zum Jahr 2013,  die die 
in zentraler Mittelverwaltung abgewickelten Riickflüsse ausweisen: 

Bund 2015/14 
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Tabelle 15: Zentral verwaltete Mittel 2013 (Rückflüsse) 

Rubrik 11 

davon 

Siebenees Rahmenprogramm für Forschung. 
technologische Entwicklung und Oemonstration (RPl) 

Transeurop6ische Netze (TEN) 

Lebenslanges Lernen 

Wettbewerbsfähigkeit und Innovotion 

Sozialpolitische Agenda 

Sonstiges 

Rubrik 2 

dOllOn 

Tier- und Pflanzengesundheit 

UFE+ (Umwelt) 

Sonstiges 

Rubrik 3. 

davon 

Solidarität und Steuerung der MigrationssWme 

Sicherheit und Schutz der Freiheiurechte 

Gn;ndrechte und Justiz 

Sonstiges 

Rubrik 3b 

davon 

ÖffenWehe Gesundheit und Verbraucherschutz 

Kultur 

Jugend in Aktion 

MEDIA 2007 

furopa für Bürgednnen und Bürger 

Kommunikotionsmoßnahmen 

Sonstiges 

s.._ 

s.._ 
Rundungsdifferenzen möglich 

öffentliche 
Einrichtungen 

88.73 

70,21 

9.73 

2.97 

2,95 

0,54 

2.32 

4.05 

1,96 

2,08 

0.01 

24.89 

0,89 

l.30 

0,39 

22,30 

1.65 

0.34 

0,66 

0,04 

0.07 

0,26 

0,27 

0,00 

119.31 

48,69 

Ouellen: Europäische Kommission. Generaldirektion Haushalt; Berechnungen RH 

Bund 2015/14 

EU-Finanzbericht 2013 

private natürliche 
gesamt 

Einrichtungen Personen 

in Mio. EUR 

108.80 1.29 198.82 

66,50 1,20 137,91 

4,12 0,00 13,86 

23,1 1  0,00 26.08 

10,08 0,00 13.04 

1,43 0,01 1,99 

3,55 0,07 5,94 

4.15 0.01 8.20 

0,00 0,00 1.96 

3,80 0,00 5.88 
0.35 0,00 0,36 

1.94 0.00 26.83 

0,24 0,00 1,13 

0,18 0,00 1,48 

1,52 0,00 J,91 

0,00 0,00 22,30 

9.SO 0.02 n.17 

OJ3 0.01 J,08 

2,92 0,00 3,59 

3,01 0,00 3,05 

IJ2 0,00 l.79 

0,26 0.00 0,52 

0,38 0,02 0,66 

0,47 0,00 0.47 

124.39 

in Ofo 
SO.77 0.54 100.00 
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9 2  

Die Zahlungsdaten der Europäischen Kommission wiesen fü r  Öster­
reich zentral verwaltete Rückflüsse in den Rubriken I a, 2, ]a und ]b  
i nsgesamt  in  der Höhe von 245,02 Mio. EUR im Jahr 201 ]  aus. Im 
Jahr 201 2  waren es  28],62 Mio. EUR. 

Eine Zuordnung nach Programmen ergab, dass 1 98,82 Mio. EUR 
(8 1 ,  1 "10  der Gesamtmittel) in die Rubrik l a  flossen, davon: 

- mehr als die Hälrte in das Siebente Rahmenprogramm für For­
schung, technologische Entwicklung und Demonstration (RP7) 
( 1 ]7,91 Mio. EUR bzw. 56,] "10), 

- gefolgt von dem Bereich Lebenslanges Lernen (26,08 Mio. EUR bzw. 
10,6 "10), 

- TEN ( I  ],86 Mio. EUR bzw. 5,7 %) und 

- Wettbewerbsfahigkeit und Innovation ( 1 ] ,04 Mio. EUR bzw. 5,] %). 

Eine Zuordnung nach Empfangern zeigte, dass 

- private Einrichtungen mit 1 24,]9 Mio. EUR (50,8 %) knapp mehr 
erhielten als 

- öffentliche Einrichtungen mit 1 1 9, ] 1  Mio. EUR (48,7 "10); und 

- natürliche Personen 1 ,32  Mio. EUR erhielten (0,5 %). 

(4) Rückflüsse unter zentraler Mittelverwaltung unterlagen nicht voll­
ständig der Kontrolle durch den RH, weil dieser für private Unter­
nehmen grundsätzlich nicht prüfungszuständig ist. Somit besteht für 
Österreich betreffend EU-Milleln eine .. Kontrolllücke" (siehe dazu EU­
Finanzbericht 2012,  Reihe Bund 201 5/ 1 ). 

Der RH wies in diesem Zusammenhang darauf hin, dass sowohl im 
Ausschuss als auch im Präsidium (Juli 2004) des Österreich-Konvents 
Einvernehmen darüber erzielt worden war, die Zuständigkeit des RH zur 
Überprüfung von EU-Dircktförderungen vorzusehen. Bi her erfolgte 
keine Umsetzung der erforderlichen Verfassungsnovelle. 

Bund 2015/14 
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EU-Zahlungsflusse im Bundeshaushalt 
(.,Haushaltssaldo des - undes") 

EU-Finanzbericht 2013 

Programmumsetzung 
in Österreich in der 
Periode 2014 bis 
2020 

33 ( 1 )  In  der Periode 2014 bis 2020 werden die Kohä ions- und Struk­
turpol it ik sowie die Gemeinsame Agrarpolitik und die Gemeinsame 
Fischereipolitik wieder enger miteinander verknüpft. Die ländliche Ent­
wicklung (ELER), der Regionalfonds (EFRE), der Sozialfonds (ESF), der 
Meeres- und Fischereifonds (EMFF) sowie der Kohäsionsfonds (KF) 
werden unter dem .Europäischen Struktur- und Investitionsfonds' 
(ESl-Fonds) zusammengefasst und auf die Wachstumsstrategie Europa 
2020 und deren Kemziele abgestimmt. In Österreich fallen darunter 
vier Fonds (HER, EFRE, ESF und EMFF), welche in der von der Öster­
reichi ehen Raumordnungskonferenz mit der Europäischen Kommis­
sion abgeschlossenen Partnerschaftsvereinbarung .. Strat.at 2020· vom 
17 .  Oktober 20 14 dargelegt sind. 

(2) Gemäß Art. 9 der Dachverordnung (Verordnung (EU) Nr. 1 303/201335) 
liegt der Fokus der ESI-Fonds auf elf thematischen Zielen: 

Abbildung 1 8 : Themati ehe Ziele der ESI-Fonds 

Forschung und Entwicklung 

Informations- und 
Kommunikationstechnologien 

Wettbewerb.fähigkeit von KMU 

(a,-arme Wirt.chaft 

QueUe: Strat.at 2020 

Bund 2015/14 

Bekämpfung des Klimawandels Beschaftlgung und Moblhtat 

Umwelt- und Ressourceneffizienz Soziale Integration 

NachhattIger Verkehr Bessere Bildung. AusbIldung 

Bessere offentlIehe Verwaltung 

Die Europäische Territoriale Zusammenarbeit (ETZ) folgt nicht diesen 
themat ischen Zielen, sondern bildet in der Periode 2014 bis 2020 ein 
eigenes Ziel, dessen Umsetzung mittels eigener Verordnung (EU) Nr. 
1 299/201 336 erfolgt. Die Verantwortlichkeiten sind programmspezi­
fIsch festgelegt. 

)') Verordnung (eU) Nr, 1 303/201 J des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Dezember 2013 mit geme.insamen Bestimmungen Ober den Europai.schcn Fonds rur 
regionale Entwick.lung. den Europ!hschen Sozialfonds. den Koh:ls.ion'ifonds. den Euro­
päischen LandwinschaflSfonds rur die Entwicklung des ländlichen Raums und den 
Europ!lischen Mecres- und Fischercifonds sowie mit allgemeinen Bntimmungen über 

den Europai.�h(n Fonds rur regionale Entwicklung. den Europäi'\('hen Sozialfonds. den 
Koh!isionsfonds und den Europäischen Mecro- und Fischcrcifonds und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 de:o; Ratcs. ABI. Nr. L )47 vom 20. Dezember 2013 

J6 Verordnung JEU) Nr. 1 299/2013 de-s Europai�hen I)arlamerm und des Rates vorn 
1 7. [)("zcmber 201 )  mit besonderen Bcstimmungrn zur Unterstützung dl'5 Ziels MEuro­
p3i�hc Icmrorialt Zusammenarbeit .. aus dem Europal'S(hen Fonds rur regionale Ent­
wicklung (HRE). ABI. Nr. l 347 vom 20. D<zcmhcr 2011 
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Abbildung 1 9 :  Übersicht über Ziele, Fonds und Programme 2 0 1 4  bis 2020 

ESI-Fonds 2014-2020 in Österreich 

11 thematische EU-2020-Zielsetzungen 

STRAT.AT 2020 Partnersch.ftsv • ..,inbarung 

EfRE ESF 
Europäischer Fonds für regionale Europlischer 
Entwicklung Sozialfonds 

Beteiligung an gemeinsames nationales 
7 grtnzOberschr. Regional- Programm 
(CBC). J trans· Programml nationalen (IH) 
uod 4 Netzwerk 
Programmen 

EFRE-Mittel EFRE-Mitt.l: ca. ESF-Mitt.l: ca. �dilQtiv! 536 Mio. EUR 442 Mio. EUR 
Anteile): CBC (laufende Preise) (laufendo 

ca. 222 und TM Preise) 
ca. 3S H;o, EUR 
(laufende Preise) 

ELER 
Europäischer Landwirtschaft,fonds 
für die Entwicklung des ländlichen 
Raums 

nationales Programm 

ELER-Mitte� ca. J.938 Mio. EUR 
(laufende Preise) 

/1t>lt, (!t'! 
(, .. rTlt'l!1\dfllt'Jl 

fI\, h .. r\>lpo[ltlk 

EMFF 

Europäischer 
Meeres- & 
Fischereifonds 

nationales 
Programm 

EM FF-Mitte� 
ca. 7 Mio. EUR 
(liufende Preise) 

R 

H 
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unter SichersteLLung der inhaltlichen und finanziellen strategischen Steuerungs- und Entscheidungskompetenz der länder 

Quellen: Stra!.at 2020: Darstellung: Baumgartner/Maier (ÖROK-Geschäftsstelle). Stand Oktober 2014 

(31 Die folgenden Tabellen zeigen die Millclzuleilung der ESI-Fonds 
in der Periode 2014 bis 2020 sowie im Vergleich zur Periode 2007 bis 
201 3 : 

Tabelle 16: Allokation ESI-Fonds-Mittel in der Periode 2014 bis 2020 

Österreich davon stärker entwickelte davon .Übergangsregion" 
Regionen (8urgenland) 

in Mio. EUR 

UREt 536,26 489,27 47,00 

ESF 442,09 416.78 25,31 

HER 3.937,55 

EMFF 6,97 

Summe 4.922,87 

ohne HZ 

Quellen: Strat.at 2020; Darstellung RH 
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EU-Finanzbericht 2013 

Tabelle 17: Vergleich der indikativen Mittelzuteilung 2007 bis 2013 und 
2014 bis 2020 

2007 bis 2013 2014 bis 2020 Veränderung 

in I-lio. EUR in Ofo 

EFRE' 680.07 536.26 - 143.81 - 21.1 

ESF 524.41 442.09 - 82.32 - 15.7 

ELER 4.025.58 3.937.55 - 8s.o3 - 2.2 

EMFF 10.39 6,97 - 3,42 - 32.9 

Summe 5.240,45 4.922,87 - 317,58 - 6,1 

l ohne HZ 
Quellen: Strat.at 2020; Europäische Kommission 

Programmumsetzung 
2014 bis 2020 

nach einzelnen 
Programmen 

Bund 2015/14  

In Summe erhält Österreich omit i n  der Periode 2014  bis 2020 um 
3 1 7 ,58 Mio. EUR weniger Mittel zugeteilt als in der Periode 2007 

bis 201 3 (- 6, 1 Gb). Der größte (absolute) Rückgang betrifft mit 
1 43,81 Mio. EUR den EFRE (- 2 1 , 1  Gb). 

(4) Die Umsetzung der Programmabwicklung erfolgt in Österreich wie 
bereits in der Periode 2007 bis 201 3 durch das BMLFUW für die Pro­
gramme ELER und EMFF und das BMASK für das Programm ESF. 
Anders jedoch im EFRE: Hier erfolgt die Abwicklung unter dem Ziel 
[WB (Investition in Wachstum und Beschäftigung) - statt wie in der 
Periode 2007 bis 201 3  durch neun Länder-Programme - nunmehr in 
der Periode 2014  bis 2020 durch ein gemeinsames, österreichweites 
IWB/EFRE-Regionalprogramm. Die Funktion der Verwaltungsbehörde 
übernimmt die ÖROK-Geschäftsstelle .37 

EFRE 

34 Das nationale Opcrarionelle Programm IOP) .IWB/EFRE- umfasst die 
folgenden Bereiche: 

- Forschung, Technologie, Entwicklung und Innovation, 

- KMU, 

- Verringerung der CO2-Emissionen in allen Branchen der WirtschaFt. 

)1 beim BKA eingerichlet 
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Die Genehmigung des OP IWB/EFRE durch die Europäische Kommis­
sion erfolgte am 1 6. Dezember 201 4. Für den EFRE stehen in der Periode 
2014 bis 2020 in Österreich EU-Mittel in Höhe von rd. 536,26 Mio. EUR 
zur Verfügung. 

Die Aufteilung der IWB/EFRE-Mittel auf die Bundesländer erfolgte mit 
Beschluss der Landeshauptleute-Konferenz im März 2014 und sieht 
folgende Veneilung vor: 

Tabelle 18: Aufteilung der IWB/EFRE-Mittel 2014 bis 2020 auf die Bundesländer 

in Mio. EUR in '10 

Übergangsregion Burgenland 47,00 8,8 

Kärnten 56.79 10,6 

Niederösterreich 122,76 22,9 

Oberösterreich 80,52 15,0 

21,78 4,1 Salzburg 
stärker entwickelte Regionen 

Steiermark 130,65 24,4 

Österreich 
Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen: ÖROK; OarsteUung RH 
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Tirel 33,65 6,3 

Vorarlberg 18,35 3,4 

Wien 24,75 4,6 

536,26 too,O 

In  der Periode 2007 bis 201 3  waren für Österreich noch EFRE-Miltel 
in Höhe von 680,07 Mio. EUR bereitgestellt worden. Das bedeutete für 
die Periode 201 4  bis 2020 einen Rückgang um 2 1 , 1  'Ib. 

ESF 

35 Das nationale OP "Beschäftigung Österreich" umfasst vor allem die 
Bereiche 

- Förderung der Be chäftigung, 

- Mobilität der Arbeitskräfte, 

- soziale Eingliederung und Armutsbekämpfung, 

- Bildung und Lebenslanges Lernen. 
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